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Das 


mal Deportationspaket 
Er ım Detail 


Als Paket zur stärkeren "Integration" von bereits hier ansässigen Migrantinnen wird es 
verkauft, beinahe das genaue Gegenteil ist der Inhalt. 
Nach dem Gesetzesentwurf sind künftig Karenzurlaubende, langfristig Kranke, geschlagene, 
geschiedene, verwitwete Frauen und deren Kinder auszuweisen, bekommen jugendliche 
häftigungsbewilligung für eine Lehrstelle, müssen 14-jährige 


SchulabgängerInnen keine Besc 


Kinder allein im Herkunftsland zurückbleiben und noch vieles mehr an Grauslichkeiten. 


TATblatt 

Die gute Nachricht vorweg: es gibt auch 
etwas Positives im "Integrations"paket: erst- 
mals gibt es so etwas wie "Aufenthaltsverfe- 
stigung", die jenen einen gewissen Schutz 
vor Ausweisung bietet, die es schaffen, sich 
mehrere Jahre hindurch ununterbrochen und 
rechtmäßig in Österreich aufzuhalten. 

Das wars auch schon und damit kommen 
wir zu den Nachteilen - auch in diesem Punkt: 


Aufenthalt 


Künftig gibt es zwei Titel für rechtmäßi- 
gen Aufenthalt: 
die Aufenthaltserlaubnis, die nicht der 
Quotierung unterliegt, und 
die Niederlassungsbewilligung. 


Eine Aufenthaltserlaubnis bekommen 
SchülerInnen, Studierende und deren Ange- 
hörige. Der Haken an der Sache: sie alle 
dürfen keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. 
WelcheR also bisher sein/ihr Studium mittels 
Nebenjob und/oder Ferienjobs finanziert hat, 
darf dies fortan nicht mehr tun, es sei denn, 
er/sie bekommt eine Niederlassungsbewilli- 
gung - was praktisch unmöglich ist, da die 
Quote derzeit erschöpft ist und sie sich sozu- 
sagen "hinten anstellen" müßten. 

Ebenfalls eine Aufenthaltserlaubnis be- 
kommen sogenannte "Schlüsselarbeitskräf- 
te" und Saisonarbeitende. Sie dürfen in 
Österreich arbeiten und fallen dennoch nicht 
unter die Quotenregelung. | 
Als "Schlüsselkräfte" gelten "leitende Ange- 
stellte mit maßgebendem Einfluß auf die 
Führung des Betriebes", also Manager, und 
"Vertreter repräsentativer ausländischer In- 
teressensvertretungen". 


Saisonarbeitskräfte dürfen maximal sechs 
Monate in Österreich arbeiten. Für sie wird 
eine eigenes "Kontingent" installiert, das sich 
nach dem "vorübergehenden zusätzlichen 
Arbeitskräftebedarf" der Wirtschaft richtet 
(8 9 FıG). 


Die Niederlassungsbewilligung unter- 
liegt der Quotenregelung. Eine Niederlas- 
sungsbewilligung, die die Erlaubnis zur un- 
selbständigen Erwerbstätigkeit einschließt, 
bekommt nur, welcheR bereits eine Si- 


ums 


cherungsbescheinigung, eine Beschäfti- 
gungsbewilligung, eine Arbeitserlaubnis 
oder einen Befreiungsschein hat ($ 22 FrG). 
Familienangehörige. (EhepartnerInnen und 
minderjährige unverheiratete Kinder) be- 
kommen eine eingeschränkte Niederlas- 


sungsbewilligung, die unselbständige Er- 
werbstätigkeit ausschließt. 


Alle "Aufenthaltstitel" setzen voraus, 
daß die betreffende Person über eine Kran- 
kenversicherung, ausreichende Mittel für 
den Unterhalt und eine ortsübliche Unter- 
kunft verfügt und ihr Aufenthalt nicht "zu 
einer finanziellen Belastung einer Gebiets- 
körperschaft" führen könnte, außer sie ergibt 
sich aus einem gesetzlichen Anspruch. 

Hinsichtlich der "ortsübliche Unter- 
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kunft" gibt es im Gesetzesentwurf eine kleine 
Verbesserung: bei in Österreich geborenen 
Kindern wird diese Voraussetzung als :er- 
bracht angenommen, wenn die bisherige Un- 
terkunft weiterhin zur Verfügung steht. Die 
großen Probleme mit der - oft willkürlichen 
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- Definition der "Ortsüblichkeit" bleiben aber 
bestehen bzw. verschärfen sich: immer:öfter 


werden in Wien Anträge abgelehnt, wenn es 


z.B. für Jugendliche keine eigenen Zimmer 


gibt oder wenn erwachsene Kinder bei ihren 
Eltern leben, etc. Begründet werden die Ent- 


scheidungen damit, daß diese Personen an- 
sonsten bei eventuellem Erhalt der österrei- 
chischen Staatsbürgerschaft sofort einen An- 
spruch auf eine Gemeindewohnung hätten 
und die Gemeinde Wien diesem große Druck 
nicht gewachsen sei ... 

Eine Verschärfung ergibt sich auch für 
MigrantInnen, die vorübergehend in eine finan- 
zielle Notlage geraten. Soferne sie nicht An- 
spruch auf Arbeitslosengeld oder Notstandshil- 
fe besitzen, verlieren sie die Grundlage für die 
Niederlassungsbewilligung, schlimmer noch, 
es kann sogar ein bis zu zehnjähriges Aufent- 
haltsverbot über sie erlassen werden ($3%1) 


eine Beschäftigungsbewilligung zu bekom- 
men. Bei Wegfall .der/des bisherigen Fami- 
lienerhaltenden (durch Arbeitslosigkeit. 
Krankheit, Tod, Scheidung, ...) have diese 
somit keine Chance auf einen weiteren recht- 
mäßigen Aufenthalt. 

Personen, die seit acht Jahren rechtmäßig 
niedergelassen sind, dürfen auch nicht mehr 
wegen Erwerbslosigkeit ausgewiesen werden. 

Personen, die bereits zehn Jahre ununter- 
brochen und rechtmäßig in Österreich nie- 
dergelassen sind, dürfen überhaupt nicht 
mehr ausgewiesen werden, außer wenn sie 
zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 
mehr als einem Jahr verurteilt wurden oder 
aber zwei (oder mehr) mal wegen "einer 
strafbaren Handlung, die auf der selben 
schädlichen Neigung beruht" rechtskräftig 
verurteilt worden sind ($35(2) FrG). Zwei 
kleine Ladendiebstähle können somit auch 


FrG). Die Möglichkeit, solche Zei- 
ten mit einer Verpflichtungserklä- 
rung (eine rechtmäßig in Öster- 
reich aufhältige Person über- 
nimmt die Verantwortung für Un- 
terhalt und sonstige anfallende 
Kosten) zu überbrücken, fällt nun- 
mehr weg, da diese nicht mehr als 
Grundlage für die Erteilung einer 
Niederlassungsbewilligung aner- 
kannt werden. Die betroffenen 
Personen können zwar ihren Au- 
fenthaltszweck ändern lassen, er- 
halten dann aber bestenfalls eine 
Aufenthaltserlaubnis, die unselb- 
ständige Erwerbstätigkeit aus- 
schließt und somit die "ausrei- 
chenden Mittel für den Unterhalt" 
auch weiterhin nicht selbst aufge- 
bracht werden können. 


Aufenthalts- 
verfestigung? 


. Eine der ‚ganz wenigen positi- . 
ven Neuerungen‘ ist, daS. Prinzip ." 
der ‚Aufehthaltsverfestigüng nach, 
fünf, acht:bzw. zehn.lahren.., ,' 

: Personen, die bereits fühf Jahre, 
ununterbrochen und‘ rechtmäßig in 
Österreich: niedergelassen ‚sind, „dürfen mab- 
„gels eigener Mittel zu ihrem: Unterhält, ‚man- 
gels ausreichenden Kiankenversicherunigs- 
schutzes oder ‚wegen der Möglichkeit ‚der 
Belastung einer Gebietskörperschaft ‚nicht 

“mehr ausgewiesen werden ($ 35 (1) FrG). 

Dies gilt allerdings nur, "wenn und 'so- 
lange erkennbar ist, daß sie bestrebt sind, die 
Mittel zum Unterhalt durch Einsatz eigener 
Kräfte zu sichern und dies nicht aussichtslos 
erscheint". Familienangehörige, die ja nur 
über eine Niederlassungsbewilligung ohne 
Erlaubnis zur ünselbständigen Erwerbstätig- 
keit verfügen, haben ‚nach der. Ausländerbe- 
schäftigungsgesetz‘ (AusIBG) überhaupt .erst 
nach acht J: ahten Aufenthalt die Möglichkeit, 


Oo 
© 
- 
u 
. 
[u 
£c 
u 
{7} 
u 
o 
z 
u 
je] 
c 
= 
>} 
nz 


' 
“a 


Grenzen 


iS, 


für alle! 


"Integrations" paket = Ausgrenzungspaket 


Freitag, 25. April 
17.00 bis 19.00 Uhr 
Kundgebung gegen 


Ausgrenzungspakete 


und Rassismus 


vor de m Innenministerium 
NE 1, He rrengasse N 


BR zehn Jahren "Aufenthalt in‘ Österreich: 
(e. B: hier. aufgewächsene‘ Jugendliche) noch 
zur Abschiebung und sogar zu einem Aufent- 
haltsyerbot (836(2) FrG) führen. ' 

Auch die “ununterbrochene". Niederlas- 
sung kann zu einem Problem werden: ‚selbst 
bei- durchgehendem rechtmäßigem ‚Aufent- 
halt kann bei (amtswegiger) Verzögerung der 
Verlängerung . der: Niederlassungsbewilli- : 
gung eine Zeitlücke im Aufenthaltstitel "Nie- 
derlassung" entstehen. "Bei "entsprechender 
Interpretation fängt i in diesem Fall die ZA. 
spanne neu zu laufen an. 

Sehutz der: zweiten und dritten Gefierati- 
on sollte wohl der, Paragraph 38 des Frem- 
dengeseizes bringen, der ein Aufenthaltsver- 
bot für unzulässig erklärt, wenn. z.B. "der 


Fremde von klein auf im Inland aufgewach- 
sen und langjährig hier niedergelassen ist". 
Die Langjährigkeit wird mit "der Hälfte des 
webt: 13 Uliv, Ziuitiei . ailitas Sir 
Jahren hier" näher definiert. Dale gerade 
Jugendliche, die mit ihren Eltern Probleme 
haben, werden von diesen gerne aus Diszi- 
plinierungsgründen zu Verwandten ins Her- 
kunftsland geschickt. Sie sind somit nach 
ihrer Rückkehr nicht vor einem Aufenthalts- 
verbot geschützt. 


Ausweisung bei 
Scheidung, Karenz, ... 


Während es auf der einen Seite das viel- 
zitierte und hochgelobte Prinzip der Aufent- 
haltsverfestigung gibt, werden andererseits 

die Bedingungen für die Niederlas- 
sungsbewilligung unter acht Jahren 
Aufenthalt massiv verschärft: 

Nach $ 34 Abs. 2 sind Personen, 
deren Niederlassungsbewilligung: im 
Rahmen des Familienzuzuges gewährt 
wurde, auszuweisen, wenn die Voraus- 
setzungen zu diesem Aufenthaltstitel vor 
Ablauf von vier Jahren wegfallen. Im 
Klartext: Läßt sich der bisherige Fami- 
lienerhalter (meist der Mann bzw. Va- 
ter) scheiden oder verstirbt, müssen 
Frau und Kinder ausgewiesen werden. 
Aber auch: Frau und Kinder müssen 
sich zumindest vier Jahre lang vom 
Mann/Vater alles gefallen lassen, weil 
bei Scheidung die Ausweisung droht. 

Ebenfalls verpflichtend zur Aus- 
weisung führt nach den Buchstaben 
des Gesetzes Karenzurlaub, lange 
Krankheit, eine Facharbeiter- 
Kurzausbildung, .. B . Wörtlich heißt es: 
"Weiters sind Fremde [...] auszuv'- 
sen, wenn |...] sie der ‘Arbeitsvermut- 
lung zur‘ Verfügung. stehen ünd [...] 
mehr als vier Monate keiner erlaubten 
unselbständigen Erwerbstätigkeit 
nachgegangen, sind (z.B..Ausbildung; 

"Anm. TATolatt) oder [...] während 
; der‘ Dauer eines Jahres ‚ununterbro- 
; chen: keiner erlaubten, Erwerbstätig- 
. keit nachgegangen sind (wie bei: Ka- 
Tenz, Kränkenstand; 'Änm, 'TATTblatt). " Nun 


mag einem/einer, Kleinlichkeit bei der Inter: i 
‚‚pretatiofi < des Gesetzes'vorgeworfen werden, 

‘doch ‚nach allen bisherigen Erfahrungen der 
‚fremdenpolizeilichen Praxis ist diese! durch- 


aus angebracht. Mittlerweile hat sich Innen- 
minister 'Schlögl i in diesen Punkten auch "ge- 
sprächsbereit” gezeigt, zum weiter. oben ge- 


.nannten Fall des "Wegfalls" des Familiener- 
‚halters hat er sich aber ausgeschwiegen ... 


| Familiennachzug | 


Die Regelung des‘ ‘Familiennachzuges | ist 


kaum ihren Namen wert.. Bereits, in, -Öster- 


' 
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reich lebende MigrantInnen dürfen aus- 
schließlich ihre EhegattInnen und Kinder un- 
ter 14 Jahren nachholen. Da es üblicherweise 
etwa 2 Jahre dauert, bis ein Quotenplatz frei 
wird, muß bereits beim Kindesalter von 11- 
12 Jahren der Antrag auf Niederlassung ge- 
stellt werden, sonst ist bis zur Bewilligung 
die Altersgrenze überschritten. Fraglich 
bleibt, was in Österreich lebende Elternteile 


mit ihren über 14-jährigen Kindern machen 


sollen. Als U-Boote nach Österreich holen? 


Sie im derzeitigen Aufenthaltsland ihrem 
Schicksal überlassen? 

Nach dem 1. Jänner 1998 zuziehende Mi- 
grantInnen (die es aufgrund der Quote wohl 
kaum gibt) müssen bereits bei Einbringung 
ihres Antrages auf Erstniederlassung angeben, 
ob sie Anspruch auf Familiennachzug (Ehe- 
partnerInnen und minderjährige Kinder) erhe- 
ben. Falls sie die Niederlassungsbewilligung 
dann noch bekommen, müssen sie spätestens 
im Folgejahr die Niederlassung der Familien- 
angehörigen beantragen. 

Die Erstniederlassung im Rahmen des Fa- 
miliennachzuges beträgt maximal fünf Jahre. 


"Integration" 


Während beim Fremdengesetz bei gut- 
williger Interpretation wenigstens noch 
durch das Prinzip der Aufenthaltsverfesti- 
gung ein Integrationsgedanke erkennbar sein 
könnte, so finden sich in allen Gesetzen, die 
den Arbeitsmarkt betreffen, nur Bestrebun- 
gen zum Ausschluß. Als großer Fortschritt 
wurde von den Erfindern des "Integration- 
spaketes" auch die "Harmonisierung" der 
verschiedenen Gesetze, mit denen Migran- 
tInnen zu kämpfen haben (Fremden-, ‚Aus- 
länderbeschäftigungs-, Asyl-, Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz, ...), gepriesen. Allein, 
davon ist nicht viel zu bemerken. 

Obwohl es nach dem FrG "bereits" nach 
5 Jahren in gewissem Sinne zu einer Aufent- 
haltsverfestigung kommt, benötigen Migran- 
tInnen, die bisher noch nicht im Arbeitsmarkt 
integriert sind, nach dem Ausländerbeschäf- 
tigungsgesetz (AusIBG) einen achtjährigen 
rechtmäßigen Aufenthalt, um eine Beschäfti- 
gungsbewilligung bekommen zu können. Bis 
dahin ist es ihnen von Gesetzes wegen ver- 
boten, arbeiten zu gehen. 

Darüberhinaus gibt es überhaupt keine 
Form einer Verfestigung der beschäftigungs- 


rechtlichen Situation. Durch Karenzurlaub, 
längere Arbeitslosigkeit, längere Arbeitsun- 
fähigkeit durch Krankheit oder Unfall, Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen. kann eine 
Arbeitserlaubnis (Verlängerung, wenn 18 
Monate Beschäftigung in zwei Jahren vorlie- 
gen) oder ein Befreiungsschein (Verlänge- 
rung, wenn zweieinhalb Jahre Beschäftigung 
innerhalb von fünf Jahren vorliegen) wieder 
verloren gehen. N 

Familienangehörige bekommen nach 
dem Fremdengesetz nach vier Jahren (bzw. 
lt. Übergangsbestimmungen nach 8 Jahren ab 
Niederlassung, wenn sie vor dem 1. Jänner 
1998 eine Bewilligung bekommen haben) 
eine uneingeschränkte Niederlassungsbewil- 
ligung mit Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit. 
Nach der BHZÜV ($1(1)) aber würden "in- 
tegrierte Jugendliche" bevorzugt behandelt‘ 
es darf für sie eine Beschäftigungsbewilli- 
gung erteilt werden, ohne die nach dem 
AuslBG dafür notwendige Wartefrist absol- 
viert zu haben. Voraussetzung dafür ist aller- 
dings, daß eine uneingeschränkte Niederlas- 
sungsbewilligung existiert - und die wieder- 
um gibts erst nach der entsprechenden War- 
tezeit nach FrG - ganz schön heftige Disso- 
nanzen in der angeblichen "Harmonie". 

Verschärft wurde auch die Definition des 
"integrierten Jugendlichen". Waren bisher 
schon die Beendigung der Schulpflicht und 
eine dreijährige Berufstätigkeit eines Eltern- 
teiles Voraussetzung für diesen Status (und 
konnten oft nicht erfüllt werden), kommt 
jetzt noch hinzu, daß das volle letzte Jahr der 
Schulpflicht in Österreich absolviert werden 
muß. WelcheR beispielsweise zwar die HTL 
oder eine Mittelschule hier abschließt, aber 
das letzten Jahr der Schulpflicht (also das 9. 
Schuljahr) nicht in Österreich verbracht hat, 
gilt nicht als "integriert" und ist daher nicht 
bevorzugt zu behandeln. Was besonders auch 
wieder unter Berücksichtigung der weiter 
oben genannten "Disziplinierungsmittel" 
zum Tragen kommt. 

Als "Ausgleich" zu dieser fehlenden Inte- 
gration am Arbeitsmarkt wurde hingegen die 
Jagd auf Schwarzarbeitende verschärft. Zusätz- 
lich zu den Organen des Arbeitsinspektorates 
und des Arbeitsmarktservices können nun auch 
Polizei und Gendarmerie die Arbeitsplätze nach 
"Ilegalen" durchsuchen. Während etwaige 
Aufgegriffene ohne gerichtliche Untersuchung 
abgeschoben und ein bis zu zehnjähriges Auf- 
enthaltsverbot über sie verhängt werden kann, 
kann sich der "Schwarzarbeitgeber" die Hände 
reiben: er hat sich Kosten erspart, wichtige 
Zeuglnnen sind eliminiert - und Polizei und 
Gendarmerie sind nicht einmal verpflichtet, ihn 
anzuzeigen. 


Soziale Absicherung 


Behauptet wurde auch die - vom EuGH 
eingeforderte - nunmehrige Gleichstellung 
von MigrantInnen mit ÖsterreicherInnen 
beim Bezug der Notstandshilfe. Vermutlich 


werden aber in Zukunft noch weniger Betrof- 
fene als bisher einen Anspruch darauf haben. 
Nach der künftigen Rechtslage erhalten - 
unabhängig von der StaatsbürgerInnenschaft 
- nur noch in Österreich geborene Menschen, 
Personen, die die halbe Lebenszeit oder (bei 
unter 25-jährigen) die halbe Pflichtschulzeit 
inkl. des letzten Schuljahres in Österreich 
verbracht haben und Arbeitslose, die inner- 
ha!b der letzten zehn Jahre acht Jahre in 
Österreich beschäftigt waren. Auch hier wie- 
der besteht die besondere Gefahr, daß gerade 
das letzte Pflichtschuljahr nicht vollständig 
in Österreich absolviert wurde. Die extrem 
große Hürde der achtjährigen Erwerbstätig- 
keit führt ebenso wie die Ausweisungsbe- 
stimmung bei einjähriger Erwerbslosigkeit 


. zu dem extremen Druck auf MigrantInnen, 


zu praktisch allen Bedingungen arbeiten zu 
gehen. Das Gegenteil dessen, was laut Erläu- 
terungen zur BHZÜV angestrebt wird - näm- 
lich die Interessen der inländischen Lohnab- 
hängigen zu schützen - wird vorprogram- 
miert: ein Verdrängungswettbewerb durch - 
erzwungenes - Lohri- und Sozialdumping. 
Der einzige Witz an der Sache: künftig 
bekommen auch österreichische Staatsbürge- 
Innen keine Notstandshilfe, wenn sie nicht 
in Österreich geboren sind oder ihr halbes 
Leben hier verbracht haben, etc - etwa er- 
wachsene Kinder von DiplomatInnen. 


%* 


Aus Platzgründen konnten wir die Verschlechterungen im 
Asylrecht und für türkische Staatsangehörige, die durch ein 
Assoziationsabkommen zwischen der EU und der Türkei ja 
besondere Rechte haben müssen, in diesem, Artikel nicht 
berücksichtigen. Wir hoffen, diese Teile in einem der näch- 
sten TATblätter nachholen zu können. 


Strassentheater gegen Fremdenangst und Unterdrückung 
Strassentheater gegen Xenophobie und Repression! 


Öserreicherinnen und Öserreicher! 
Europäerinnen und Europäer! 
Patriotinnen und Patrioten! 


AUF ZUR GROSSEN GRENZ- 
SCHUTZAKTION! 


Errichten wir überall Kontrollen! 
Machen wir das ganze Land 
zum Zollgrenzbezirk! T 
Rigorose Aufenthaltsberechtigungs- “% 
überprüfungen! 
Scharfe Ausweiskontrollen auch bei 


(Kriminal-?)Touristen und 
Einkaufssamstag-"ÖserreicherInnen"(?) 
CO2-Messgeräte für alle! Wer atmet, 
wird abgeschoben! 


Kommt alle! Schützt Öserreich! Schützt die 
Grenzen Europas! 

Errichten wir den Schutzwall! 
Schliessen wir einen eisernen Vorhang! 
GROSSER GRENZSCHUTZTAG 

Sa, 26. April, 14 Uhr Stock 
im Eisen Platz 


Strassentheater gegen Fremdenangst und Unterdrückung 
Strassentheater gegen Xenophobie und Repression! 
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Bosnien 


Rückkehraktion 


Im April 1992, unmittelbar nach dem Beginn des Krieges in 
Bosnien-Herzegowina, wurde in Österreich für Flüchtlinge 
aus Bosnien-Herzegowina die Bund-Länder-Aktion für de 
facto-Flüchtlinge geschaffen. Heute sollen sie "freiwillig" 
wieder rükkehren. Nur - daß es keine wirkliche Alternative 
dazu gibt, wird gerne verschwiegen. 


TATblatt 

Die im Rahmen der Aktion von 1992 
registrierten Flüchtlinge wurden in Lagern 
oder auch privat untergebracht. Zwischen 
der tatsächlichen Aktion und dem Asylver- 
fahren gab es keinen rechtlichen Zusammen- 
hang. Ebenso wie bei der Bundesbetreuung 
bestand kein Rechtsanspruch in die Aktion 
aufgenommen zu werden. 

Dieser Umstand wurde von den Behör- 


den dazu ausgenutzt, die Bosnien-Flüchtlinge 
davon abzuhalten, einen Asylantrag zu stel- 
len bzw., falls sie schon einen gestellt hatten, 
diesen zurückzulegen und einen Rechtsmit- 
telverzicht zu unterschreiben, um in die de 
facto-Aktion aufgenommen zu werden. 

In einem Erkenntnis des Verwaltungsge- 
richtshofes wird diese Vorgangsweise als 
"im Lichte des Rechtsstaats bedenklich" be- 
zeichnet. Weiters ist dort zu lesen: " Geht 
man von dem von der belangten Behörde 
angenommenen Sachverhalt bei Abgabe des 
Berufungsverzichtes aus, ist festzustellen, 
daß die Abgabe eines Berufungsverzichtes 
eines Asylwerbers nach dem Hinweis darauf, 
daß die Bundesbetreuung mangels Aufent- 
haltsberechtigung nicht zustehe und die Er- 
langung der sogenannten ‘de facto-Aktion‘ 
voraussetze, daß kein Asylverfahren anhän- 
gig bzw. rechtskräftig abgeschlossen sei, im 
Lichte der besonderen Situation eines Flücht- 
lings, insbesondere im vorliegenden Fall von 
bosnischen Moslems, nicht frei von Willens- 
mängel erfolgt, vielmehr die Beschwerde- 
führer unter Erzeugung von psychischem 


Druck zur Abgabe des Rechtsmittelverzich- 
tes bestimmt wurden." 

Heute befinden sich dieselben Flüchtlin- 
ge wieder in einer ganz ähnlichen Situation. 
Wieder wird so getan, als könnten sie sich 
freiwillig dazu entschließen ein Angebot an- 
zunehmen oder nicht. Nur, daß es keine 
wirkliche Alternative dazu gibt, wird gerne 
verschwiegen. Wenn die Alternative heißt 
völlig rechtlos in Österreich zu leben, ständig 
mit der Angst le- 
ben zu müssen ei- 
nes Tages depor- 
tiert zu werden 
und keine Chance 
auf ein normales 
Leben zu haben, 
kann wohl nur 
schwer davon ge- 
sprochen werden, 
die "Rückkehran- 
gebote" seien frei- 
willig. 

Von "freiwil- 
lig" könnte höch- 
stens dann gespro- 
chen werden, 
wenn den Flüchtlingen auch für ein Leben in 
Österreich ein entsprechendes Angebot ge- 
macht werden würde. Davon ist jedoch keine 
Rede. Um KritikerInnen zu beruhigen, 
spricht Schlögl zwar davon, daß die de fac- 
to-Aktion für Flüchtlinge über den 31.August 
verlängert werden wird, was auch nicht ge- 
rade eine Perspektive bietet, gibt aber gleich 
darauf indirekt zu, daß der 31.August sehr 
wohl als eine Art Druckmittel verwendet 
wird. "Ich möchte das (die Verlängerung der 
Aktion; Anm. Tb) nicht jetzt ankündigen, 
weil vielleicht jemand dann doch abwartet 
heimzukehren." Außerdem werden auch 
jetzt schon ständig Flüchtlinge aus der Bun- 
desbetreuung entlassen. Ein Großteil der 
Menschen, an die sich die Rückkehrangebote 
richten, sind entweder Moslems aus serbi- 
schen Gebieten, die - so schreiben es zumin- 
dest die bürgerlichen Medien - keine Chance 
haben in ihre Herkunftsorte zurückzukehren, 
und/oder alte und kranke Menschen, die 
kaum in der Lage sein würden, sich noch 
einmal eine neue Existenz aufzubauen. 

Die Arbeitslosigkeit beträgt in Bosnien 


derzeit ca. 60%, große Gebiete sind nach wie 
vor vermint und viele Häuser ganz oder 
teilweise zerstört. Die RückkehrerInnen wer- 
den auch nicht gerade freundlich empfangen, 
sondern eher als VerräterInnen gesehen. 


Situation in der BRD 


Aus Deutschland werden Bosnien- 
Flüchtlinge schon seit einiger Zeit deportiert. 
Nachdem vorerst nur die Länder Bayern, 
Berlin und Hamburg zu dieser Maßnahme 
gegriffen haben, werden jetzt auch aus den 
SPD-regierten Ländern Flüchtlinge depor- 
tiert. Dabei wird keinerlei Rücksicht darauf 
genommen, wie die Situation in der unmit- 
telbaren (ehemaligen) Heimat der Flüchtlin- 
ge ist, was sogar Verteidigungsminister Vol- 
ker Rühe zu einer Kritik veranlaßte. Einziges 
offizielles Kriterium für die Deportation ist 
der Familienstand. Ledige und kinderlose 
Ehepaare sollten zuerst abgesch.'ben wer- 
den, aus Baden-Württemberg sind aber auch 
schon Familien abgeschoben worden. 

Aus Bayern deportierte Flüchtlinge. be- 
richten, daß die Polizei samt Hunden ohne 
Ankündigung, mitten in der Nacht, mit dem 
Hinweis sie hätten zehn Minuten, um ihre 
Sachen zu packen, auftauchte. Jetzt leben die 
Leute in einem Flüchtlingslager in der Nähe 
von Sarajewo. 


%* 


MA 62 macht sich. 
Sorgen 


Erst Ende Februar (siehe TATblatt plus 71, 
Seite 14) war der Obersenatsrat der MA 62 Hans 
Werner Sokop unangenehm aufgefallen, als er 
kulturrassistisches Gedankengut ("Überfrem- 
dung") von sich gab. Jetzt machteer sich wo ren des 
"Überbelages" von AusländerInnenwohnungen 
Sorgen. Die bekannte Zehn-Quadratmeterrege- 
lung ist anscheinend nicht mehr ausreichend 
streng, deswegen werden Aufenthaitsbewilliguii- 
gen zum Beispiel abgelehnt, weil ein Raum kein 
Fenster hat oder nicht für jede Generation ein 
eigenes Schlafzimmer und ein gemeinsames 
Wohnzimmer vorhanden ist. Sokops Befürchtung: 
"Die Wohnungssituation wird düsterer. Und wenn 
aus einer solchen Familie jemand’österreichischer 
Staatsbürger wird - das ist ja nicht so schwer -, 
dann entsteht ein Anspruch auf eine Gemeinde- 
wohnung.". Welch Katastrophe! 


L 


Große Sorgen hat auch wieder einmal der ober- 
österreichische FPÖ-Landesrat Hans Achatz. Er 
sieht eine Welle von albanischen.Flüchtlingen auf 
Oberösterreich zukommen. Er beruft sich dabei 
auf Informationen des deutschen Grenzschutzes 
wonach 50.000 AlbanerInnen auf dem Weg nach 
Westeuropa sind. Eine Gruppe davon befindet sich 
angeblich derzeit in Tschechien. 


%* 
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Dichtersteindemo am 3.Mai: 


- 


= TATblatt-Originaltextservice ** | ) 


Mediale Aufregungen 


in Wels 


TATblatt 

Die "Föderation Autonomer Antifa- 
Gruppen" (FAG) plant im Anschluß an die 
diesjährige Dichtersteindemo in Offenhausen 
(OÖ) eine weitere Demonstration gegen die 
"braunen Flecken und Stammtische" in 
Wels. Die Demonstration in Offenhausen 
(siehe letztes TATblatt) wird am 3. Mai um 
14.00 losgehen, die Demonstration in Wels 
ist am gleichen Tag für 19.30 geplant. 

Am 14. und 16. April erschienen in den 
Oberösterreichischen Nachrichten (OÖN) 
und in anderen Medien Berichte über die 
geplante Demonstration in Wels. Darin kün- 
digt der Welser Polizeidirektor Karl Mathe 
ein großes Polizeiaufgebot für diesen Tag an, 


weil er mit "gewalttätigen Ausschreitungen" 


rechne. Bürgermeister Bregartner (SP, 
"braune Flecken") empört sich über Ver- 
mummungsaufrufe im Internet und meint da- 
her: "Ins stadteigene Kulturzentrum kommen 
mir diese Antifa-Demonstrierer aber nicht 
hinein." (OÖN, 14.4.) Zwei Tage später am 
16.4. reihen sich die Welser FP und VP in 
die Stimmungsmache ein. VP-Obmann Stie- 
ger ortet unter den DemonistrantInnen "viel 
linksradikales Gesindel" und "befürchtet", 
daß sich "dagegen dann rechte Skinheads 


formieren, die sie abklat- 
schen wollen". Letztlich kün- 
digt Bürgermeister Bregart- 
ner ein Verbot der Demo an, 
weil sich die autonomen 
Gruppen "durch den Aufruf 
zur Gesichtsvermummung 
außerhalb der Demokratie ge- 
stellt haben". 

In einer Aussendung vom 
18. April weist die FAG die 
Zeitungsberichte zurück und 
kündigt einen friedlichen 
Verlauf der Demonstrationen 
an. Angestrebt werde, so die 
FAG, "eine starke inhaltliche 
Auseinandersetzung", "das 


Wir haben in der Nacht von 2. auf den 3.4.97 den 
Dichterstein besucht. Wie wir im Nachhinein be- 
merkten, waren wir nicht die ersten. Doch trotz 
dieser Tatsache vollendeten wir einen Herzens- 
wunsch vergangener Wochen. 


Einem Großteil der über 400 Gedenktafeln, die 
ausschließlich "arische“ Dichterlinge ehren sol- 
len, sowie die Inschriften der Stufen zum faschi- 
stischen Denkmal ("Muttertum", "Sippenrein- 
heit“, "Kameradschaft", "Artbewußtsein") ga- 
ben wir den gebührenden Anstrich -- in glänzen- 
dem Schwarz. 


Dieses Land ist von Denkmälern, die in sexisti- 
scher, faschistischer, rassistischer und militari- 
stischer Kontinuität stehen, übersät, und sie 
scheinen geradezu zur "österreichischen Norma- 
lität" zu gehören. 

Es gibt noch viele Steine zu bearbeiten! 


Unterstützt den Widerstand gegen den Dichter- 
stein! ' 


Konzept der Antifa-Demon- 
strationen zielt keinesfalls auf 
Auseinandersetzungen ab". 
Die Erfahrung mit den De- 
monstrationen der letzten 
Jahre - unter Polizeischutz fil- 
mende Rechtsextreme - habe 
gezeigt, daß Vermummung 
unumgänglich sei. 
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Liebe Grüße an 


Wer, wenn nicht wir? 
Wann, wenn nicht jetzt? 


Die Flintstones 


Nazi-Aktivitäten und Antifa- 
aktionen rund um den 20. April: 


Dornbirn 


Einige hundert Personen kamen am 19. 
April zu einer Demonstration nach Dornbirn. 
Die Demonstration für "Freiräume", "das 
Recht auf gleichgeschlechtliche Beziehun- 
gen", "einen gerechten Wohnungsmarkt", 
"den antifaschistischen Widerstand" und "die 
Einhaltung der Menschenrechte" wurde von 
über 100 PolizistInnen begleitet. Als Vor- 
wand für das große Aufgebot diente der 
Polizei ein Zwischenfall in der Nacht zuvor. 
In Lindau (BRD) kam es in der Nacht zum 
19.April zu Auseinandersetzungen zwischen 
rechten Skinheads und linken Punks. 


Schweiz 


In Zürich beteiligten sich über 500 De- 
monstrantInnen an einem "antifaschistischen 
Abendspaziergang" durch die Innenstadt. 


Dabei wurde ein rechter Skinhead-Treff- 
punkt ("Pumpi-Bar") demoliert und auch ei- 
nige Fassaden von vorbeiziehenden Bankfi- 
lialen verschönert. 


BRD 


Mehr als 200 Neo-Nazis wurden bei ver- 
schiedenen Treffen zu Hitlers Geburtstag von 
der Polizei kurzzeitig festgenommen. Die 
meisten Festnahmen passierten in Ost- 
deutschland. In Dresden, Gera und anderen 
Orten versammelten sich jeweils einige be- 
trunkene Nazis zu Gedenkfeiern. In Magde- 
burg überfielen Neo-Nazis ein türkisches 
Gasthaus und im nahegelegenen Schönebeck 
kam es zu einem versuchten Brandanschlag 
auf ein AsylbewerberInnenheim. In Lei- 
pheim (Bayern) löste die Polizei eine Feier 
von 100 rechten Skinheads auf. 


%* 


Wien: 
Brandanschlag 
auf Mercedes- 
Wiesenthal 


In der Nacht auf Donnerstag, den 17. 
April, wurde das Autohaus Wiesenthal in 


. Wien-Liesing beanschlagt. Vier Mercedes- 


Autos gingen auf dem Abstellplatz in der 
Oberlaaer Straße in Flammen auf. Nach An- 
gaben der Staatspolizei beträgt der Schaden 
mehrere Millionen Schilling. Die TäterInnen 
verwendeten benzingetränkte Schaumstoff- 
zuatten als Brandbeschleuniger. Dieser An- 
schlag auf Mercedes-Wiesenthal ereignete 
sich nur wenige Stunden vor dem Anschlag 
auf die Aktenregistratur des Verwaltungsge- 
richtshofs. 

Das Autohaus Wiesenthal wurde bereits 
1990 beanschlagt. Damals wurden sechs 
Fahrzeuge in Brand gesteckt. 
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TATblatt 

Gerichtsverfahren haben so ihre Höhen 
und Tiefen. Insbesondere aber haben sie 
nicht unbeträchtliche Längen. Am Ende ei- 
ner solchen Länge kommt dann ein Augen- 
blick, in dem mensch sich fragen kann: Hat’s 
das gebracht? 

Typisch österreichisch wie wir sind, ver- 
drängen wir diese Frage lieber und fangen an 
einem Punkt an, der grob als "am Anfang" 
bezeichnet werden könnte: am 15.September 
1994. 

Im Zuge einer Fernsehdiskussion mit 
Madleine Petrovic beschuldigt Haider das 
TATblatt, es hätte dazu "aufgefordert (...), 
uns Briefbomben ‚zu schicken". Das TAT- 
blatt sei deswegen "auch verurteilt worden". 
Im unnachahmlichen Haider-Stil legte der 
FPÖ-Obmann noch ein Schäuferl nach und 
bot Petrovic offensiv an, ihr das Urteil zu 
überlassen ("Ich habe das mit, das kann ich 
ihnen geben"). 

Sie hätte es wohl nehmen sollen: Das 
TATblatt hatte niemals dazu aufgefordert, 
der FPÖ Briefbomben zu schicken und war 
folglich auch nie deswegen verurteilt wor- 
den. Haiders Behauptungen über das TAT- 
blatt sind inzwischen von allen Gerichtsin- 
stanzen bis hin zum Obersten Gerichtshof als 
"unwahr" und "ehrenverletzende Tatsachen- 
behauptung" erkannt worden. Haider ist nun- 
mehr rechtskräftig dazu verurteilt, diese Be- 
hauptungen zu unterlassen. 


Kein Widerruf 


Verbunden mit der Klage auf Unterlas- 
sung der falschen Behauptungen über das 
TATblatt war auch ein Antrag unsererseits 
auf Widerruf derselben. Einem solchen An- 
trag ist stattzugeben, wenn dem Beklagten 
ein schuldhaftes Verhalten - dabei genügt 
schon leichte Fahrlässigkeit - nachgewiesen 
werden kann. 

Für die Gerichte erster und zweiter In- 
stanz war die Sache klar: Haider -- immerhin 


RECHTSSPRECHUNG 


TATblatt vs. Jörg Haider 


Die mit den 
wölfen tanzen... 


Die Briefbomben und Morde der "Bajuwarischen Befreiungs- 
armee" haben Jörg Haider zu einem juristischen Erfolg ver- 
holfen und ihm obendrein viel Geld erspart. Der FPÖ-Ob- 
mann braucht Behauptungen über das TATblatt nicht zu 
widerrufen, obwohl sie als "Unwahrheit" und "ehrenverlet- 


zende Tatsachenbehauptung" erkannt wurden. 


gelernter Jurist -- habe mit dem sachlich 
falschen Verweis auf ein früheres Urteil ge- 
gen das TATblatt die gebotene Sorgfalt außer 
acht gelassen. Dies sei Verschulden genug, 
also müsse er seine Behauptungen im An- 
schluß an eine abendliche Nachrichtensen- 
dung des ORF widerrufen. 

An der Unwahrheit der Haider-Aussagen 
konnte auch der Oberste Gerichtshof nichts 
ändern. Dieser verlegte sich daher darauf, 
einen Ausweg aus dem für Haider sehr teuren 
Widerruf zu suchen. 

Und wo ein Wille ist, ist auch ein Weg... 


Aufmerksamkeit 
und Urteil... 


Ende 1992 hatte das 
TATblatt im Vorfeld des 
"Anti-AusländerInnen"-V 
olksbegehrens der FPÖ un- 
ter anderem ein Plakat do- 
kumentiert, in dem nebst 
Adressen verschiedener 
FPÖ-Abgeordneter auch 


Gegner zu schicken, von einem g.’Änderten 
Empfängerhorizont her zu beurteilen ist. 
Dies muß auch beim Beklagten und der Be- 
urteilung seines allenfalls vorliegenden Ver- 
schuldens an einer Mißinterpretation berück- 
sichtigt werden. Aufgrund der dargelegten 
Erwägungen ist hier ein relevantes Verschul- 
den des Beklagten zu verneinen." 

Im Klartext: Weil Haiders politische 
GegnerInnen in Österreich mit Briefbomben 
eingedeckt werden, darf Haider politische 
Aktionen, die -- das ist durch FPÖ-Aussen- 
dungen gut dokumentiert -- zu keinerlei Ge- 
walttätigkeiten gegen ihn oder andere FPÖ- 
FunktionärInnen und schon gar nicht zu 
Briefbomben geführt haben, quasi rückwir- 
kend zu Gewaltaufrufen uminterpretieren. 
In der Folge darf er diese Uminterpretation 
auch öffentlich von sich geben und muß sie, 
. obwohl sie gerichtlich als un- 
=. wahr erkannt wurden, nicht 
Bold | widerrufen. 


Und noch 


die Aufforderung, ebenje- „schon 12 Uhr vorbei Leute! Ich schlage 
nen "kleine Aufmerksam- vor, wir verpassen ihm lebenslänglich Den OGH-RichterInnen: "ent- 


keiten" zu schicken, enthal- 
ten war. Diese Aufforderung, die zu unter- 
lassen das TATblatt verurteilt wurde’), ist 
nun im zweiten Verfahren TATblatt vs. Hai- 
der nach Ansicht des OGH zwar noch immer 
keine Aufforderung, Briefbomben an die 
FPÖ zu senden, Jörg Haider aber hätte sie 
als indirekte Aufforderung dazu verstehen 
können. 


Aus dem Urteil des OGH: "Dabei ist zu 


beachten, daß seit der Veröffentlichung der 
Aufforderung im Jahr 1992 die öffentliche 
Meinung infolge der nachfolgenden Ereignis- 
se aufgrund der im Dezember 1993 einsetzen- 
den Briefbombenserie äußerst sensibilisiert 
worden war, sodaß der Bedeutungsinhalt der 
Aufforderung des Klägers, Briefe und Pakete 
als kleine Aufmerksamkeit dem politischen 


und gehen dann endlich zu Tisch” 


.... gangen" dürfte nicht nur sein, 
wer in Österreich Täter, wer Stimmungsma- 
cher und wer Opfer rechtsextremer Gewalt 
ist, sie "übersahen" auch noch ein paar juri- 


„ stische Details, deren Beachtung für das 


TATblatt nicht unerheblich gewesen wäre: 

e Das Gesetz verlangt nicht nach "relevan- 
tem Verschulden" als Voräussetzung für 
die Stattgebung eines Begehrens auf Wi- 
derruf, sondern ganz allgemein Verschul- 
den. Ein solches liegt im Falle Haiders -- 
so hatten Erstgericht und Berufungsinstanz 
erkannt, und so deutet es auch der OGH 
an, in dem er Haiders Verschulden keine 
Relevanz zumißt -- vor. Die Abweisung 
des Begehrens auf Widerruf trotz Anerken- 
nung einer "Schuld" des Beklagten ist eine 
juristische Neuheit. 
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« Haiders, möglicherweise tatsächlich vorhan- 
dene, subjektive Angst vor körperlichen An- 
griffen seitens politischer GegnerInnen ist 
eine Sache. Die falsche Darstellung eines 
früher ergangenen Gerichtsurteils durch ei- 
nen gelernten Juristen einschließlich ehren- 
verletzender Darstellung des Prozeßgegners 
als Proponenten des Briefbombenterrors eine 
andere. Es ist schwer vorstellbar, daß Haider 
während seines Fernsehauftritts mit Madlei- 
ne Petrovic nicht gewußt hatte, daß er die 
Unwahrheit sagt”. 

Ohne Begründung verworfen wurde auch der 
TATblatt-Antrag auf Widerruf der Behaup- 
tung, das TATblatt wäre wegen der Auffor- 
derung, Briefbomben an die FPÖ zu 
schicken, verurteilt worden. Der Hinter- 
grund dieser Begründungslosigkeit ist leicht 
zu eruieren: Haiders Angst vor Gewalt mag 
zwar die Fehlinterpretation des seiner An- 
sicht nach zweideutigen’ TATblattinhalts 
rechtfertigen, mit Sicherheit aber nicht die 
eines eindeutigen Urteils. Der Mangel an 


Begründbarkeit einer Antragsabweisung in . 


diesem Punkt scheint dazu geführt zu haben, 
daß ihn die Höchstrichter schlicht und einfach 
"vergessen" haben. 


C'est la vie...! 


Die Urteile des OGH sind endgültig. Das 
vorliegende Urteil vor internationalen Instan- 
zen zu bekämpfen, scheint mangels rechtli- 
cher Grundlagen aussichtslos. 

Mit dem OGH zieht die neue Zeit, und sollte 
Haider je an die Macht kommen, brauchen sich 
einige Herren nicht um ihre Jobs zu sorgen. 

Was bleibt, sind neuerlich etwa 12.000,- 
Öschis an Kosten, die wir Haiders Anwalt 
überweisen sollen. Angesichts dieser exi- 
stenziellen ökonomischen Bedrohung für das 
Projekt TATblatt verdängen wir auch weiter- 
hin -- ÖsterreicherInnen sind wir, Österrei- 
cherInnen bleiben wir -- die Eingangs aufge- 
worfene Frage (nicht umsonst ist Wien die 
Wiege der Psychoanalyse). 

Gute Nacht! 


Leider sind wir nun dazu gezwungen, den An- 
walt des führenden österreichischen Rechtsextre- 
misten mit etwas mehr als 12.000,- Öschis zu 
sponsern. Wir ersuchen Euch, Liebe LeserInnen, 
daher, uns kleine Aufmerksamkeiten in Form von 
Geldspenden zukommen zu lassen. Die außertour- 
liche finanzielle Mehrbelastung übersteigt unsere 
Möglichkeiten deutlich... 

Kto.Nr.: P.S.K., 7547.212, lautend auf: 
Unabhängige Initiative Informationsvielfalt 
Kennwort "Aufmerksamkeit" 
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Fußnoten: 

1) Das TATblatt wurde 1994 dazu verurteilt, diese Auffor- 
derung (die nicht vom TATblatt, sondern aus einer doku- 
mentierten Wandzeitung stammte) sowie die Behauptung, 
Jörg Haider betreibe rassistische Hetze, zu unterlassen. Das 
Verfahren ist zur Zeit bei der Europäischen Kommission für 
Menschenrechte anhängig. 

2) Das Wort "Briefbomben* kommt weder im Akt noch im 
Urteil des Verfahrens um die "rassistische Hetze" und die 
"kleinen Aufmerksamkeiten" auch nur ein einziges Mal vor. 


Frankreich: 


Brandanschlag auf 
anarchistischen Buchladen 


Mitte Februar verübten Unbekannte auf den Buchladen "La 
Plume Noire" in Lyon einen Brandanschlag, nachdem in der 
Nacht zuvor die Scheiben des Ladens mit Aufklebern der 
Front National verklebt worden waren. Außerdem versucht 
die FN mittels eines Prozesses ihres Vorsitzenden Le Pen die 
Zeitung Le Monde Libertaire zum Schweigen zu bringen. 


Federation Anarchiste/Lyon, Arm the Spirit; TATblatt 
Der Angriff fällt in eine Zeit, in der die 
FN in Vitrolles ihr viertes BürgermeisterIn- 
nenamt übernimmt. Während in Orange, 
Toulon und Mariagne - alle Orte liegen wie 
auch Vitrolles in Südfrankreich nahe Mar- 
seille bzw. Nizza (wo ein ex-FN-Mitglied 
Bürgermeister ist) - nur relative FN-Mehr- 
heiten bestehen, konnte in Vitrolles die FN 
die absolute Mehrheit bei den Wahlen errin- 
gen. Wie bereits in TATblatt plus 45 ausführ- 
lich- dargestellt, ist eine der wesentlichen 
Strategien der Neuen Rechten in Frankreich 
der Kulturkampf. 
In diese Linie paßt, 
daß in Orange un- 
ter diesem Bürger- 
meister die öffent- 
liche Bibliothek 
nur mehr Bücher 
kaufen darf, die die 
FN bzw. er selbst 
genehmigt haben. 
In Toulon gelang 
es dem Bürgermei- 
ster in enger‘ Zu- 
sammenarbeit mit 
dem Polizeipräfek- 
ten den öffentlich 
antifaschistisch 
auftretenden Di- 
rektor des Theaters 
für Tanz und Dar- 
stellung aus sei- 


Le Pen, Führer der Front National 


gerade noch eine Katastrophe verhindern. 
Der Brandanschlag auf den Buchladen, 
der von der Federation Anarchiste (FA) be- 
trieben wird, fiel zeitlich mit dem Beginn des 
Prozesses von Le Pen gegen die Zeitung Le 
Monde Libertaire, die ebenfalls von der FA 
herausgegeben wird, zusammen. Die Zei- 
tung hatte eine Karikatur über Le Pen abge- 
druckt, weshalb dieser klagte, um das Zei- 
tungsprojekt finanziell zu vernichten. (Das 
Ziehen von Parallelen zu dem Prozeß Haider 
gegen TATblatt bleibt der geneigten LeserIn 
überlassen ...) : 


Während bis- 
her zahlreiche - 
auch linke - Organi- 
sationen auf Be- 
schwichtigung be- 
züglich der rassisti- 
schen Parolen der 
FN als politische 
Strategie setzten, 
könnte der 
Brandanschlag auf 
die Buchhandlung 
ein Wendepunkt 
sein. Der brennen- 
de Buchladen hat in 
Frankreich in der 
Öffentlichkeit 

“ äußerst unangeneh- 
me Erinnerungen 
an die deutsche Be- 


nem Amt zu ent- 
fernen. 
Offensichtlich angespornt durch dieses, 
strebt die FN nunmehr an, auch in Hochbur- 
gen der Linken, wie in Lyon, einzudringen. 
Entsprechend der Kulturkampf-Linie wurde 
als Ziel der Buchladen gewählt. Am 15. 
Februar wurden über 50 Aufkleber der FN- 
Jugendorganisation mit rechtsextremen In- 
halten auf die Scheiben geklebt, in der dar- 
auffolgenden Nacht das Verkaufslokal mit 
Benzin angezündet. Der Fluchtweg aus dem 
Gebäude, in dem hauptsächlich ImmigrantIn- 
nen wohnen, wurde ebenfalls durch brennen- 
des Benzin versperrt. Die Feuerwehr konnte 


satzung und deren 
Methoden wachgerufen. An einer Protestde- 
monstration in Lyon beteiligten sich kurz 
darauf auch viele Gruppen, die sonst nicht 
mit den AnarchistInnen zusammenarbeiten. 
Außerdem dürfte der Anschlag einiges zur 
Mobilisierung weiter Teile der Bevölkerung 
gegen die rassistischen Debre-Gesetze gegen 
AusländerInnen beigetragen haben. 
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Kontakt- und Besuchsadresse: La Plume Noire, Rue Pierre 
Blanc 19, F - 69001 Lyon 
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Aufruf zum Ungehorsam gegen 


Zur Vorbeugung 
von Unordnung 


Europäische Menschenrechtskommission weist die Beschwer- 


en ne HUN C 


Militärgesetze: 


de einer akin-Redakteurin zurück. 


akin 

Vor mehr als einem halben Jahr, am 4. 
August 1996 lief die dreijährige "Probezeit" 
Renate Saßmanns wegen ihrer Verurteilung 
bezüglich der akin-Veröffentlichung der Un- 
terschriftenliste für den "Aufruf zum Unge- 
horsams gegen Gesetze" ab. Jetzt, am 
13.März, teilte die Europäische Kommission 
für Menschenrechte mit, daß sie nach Prü- 
fung Renates Beschwerde gegen dieses Urteil 
und der Stellungnahme der Republik Öster- 
reich dazu, die Sache nicht dem Straßburger 
Gerichtshof vorlegen werde. Mit einer 4:3- 
Mehrheit erklärte die Erste Kammer der 
Kommission unter Präsidentin Jane Liddy die 
Beschwerde für unzulässig. 


In der Erörterung hatte die Republik 
Österreich erklärt, daß Art. 10, Abs. 2 der 
Menschenrechtskonvention die Verurteilung 
decke, weil es doch darum ginge "die Ord- 
nung im Bundesheer zu wahren und die na- 
tionale Sicherheit zu schützen" [alle Zitate 
Übersetzungen aus dem englischen Original 
des Entscheids]. Im übrigen sei die für den 


Aufruf verantwortliche "Gruppe für Total- 
verweigerung" als Urheberin "von Störaktio- 


.nen bei Stellungsverfahren des Österreichi- 


schen Bundesheeres" bekannt. (Gemeint wa- 
ren damit wohl die zwar störenden, aber eben 
rechtskonformen mehrköpfigen Rechtsbei- 
stände, die Stellungspflichtige zu den Kaser- 
nen begleitet hatten.) 


Über weite Strecken folgt die Kommissi- 
on der Argumentation der Republik: "Die 
Kommission erkannte, daß die Verurteilung 
der Beschwerdeführerin dem Gesetz [...] 
entspricht. Überdies zielte die Verurteilung 
auf den Schutz der öffentlichen Sicherheit 
und der Vorbeugung von Unordnung und 
Verbrechen ab. Diese Absichten werden 
durch Art. 10/2 der Konvention legitimiert." 
Zwar hätte die Presse in einer demokrati- 
schen Gesellschaft die Aufgabe eines "öffent- 
lichen Wachhundes", aber dies müßte sich in 
einer "verfassungsgemäßen Form" abspie- 
len. Jedoch könne "solch unverfassungsge- 
mäßer Druck nicht in einer demokratischen 
Gesellschaft toleriert werden". 


Als Vergleich führt die Kommission u.a. 
einen Entscheid des Europäischen Gericht- 
hofs für Menschenrechte an, in dem dem 
Verband demokratischer Soldaten Öster- 
reichs Recht gegeben worden war. Dessen 
inkriminierte Flugblätter hätten nur Vor- 
schläge für Reformen und Aufforderungen 
enthalten, auf legalem Wege Beschwerden 
gegen die Obrigkeit zu führen. Das Verbot 
dieses Aktes wäre unzulässig gewesen, da 
der VDSÖ nicht "zu Ungehorsam oder Ge- 


walt aufgefordert" hätte. Die Aufforderung’ 


zum Ungehorsam wäre bei Renates Fall aber 
sehr wohl vorhanden gewesen und die Ver- 
urteilung damit rechtmäßig. 


Rechtsanwalt Thomas Prader zeigte sich 
enttäuscht. Da Renate als Journalistin ver 
teilt worden ist, die mehr oder weniger nur 
über die Angelegenheit berichtet habe, stellt 
sich ja wohl die Frage, ob nicht auch die 
RedakteurInnen des Falters oder des Stand- 
ards, so wie auch jener Zeitungen, die nur 
über die Sache berichtet haben, sich strafbar 
gemacht haben, so Prader. 


Vor RN Jetzt ergangenen Entscheid hatte 
die Menschenrechtskommission noch ein Pa- 
ket an Beschwerden von Unterzeichneten 
angenommen. Die vertritt Rechtsanwalt 
Heinz Vana. Aber der hätte sich eher sogar 
von Renates Fall "noch mehr versprochen, 
weil da die Pressefreiheit ja viel unmittelba- 
rer angesprochen ist". Dennoch hat Vana 
noch eine leise Hoffnung, da seine Beschwer- 
de noch weitere Rügen betreffs mangelnder 
Öffentlichkeit des Verfahrens u.ä. enthält, 
Wenn die Kommission die Klage "alimine" 
(Quristenlatein: "ohne weiteres") ablehnen 
würde, müßte der Bescheid schon da sein, so 
Vana. 
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VERMISCHTE AUFRUFE 


Just der "Kommunistische Studen- 
tInnenverband (KSV)" - ein Toch- 
terunternehmen jenes Industrie- 
konglomerats KPÖ, welches sich 
u.a. durch Vermittlung von Ge- 
schäften des ehemaligen KZ-Mit- 
betreibers Bayer AG (siehe TAT- 
blatt plus 69 und plus 70) zur ver- 
mutlich reichsten Partei Europas 
emporgewirtschaftet hatte - starte- 
te nun eine "BürgerInneninitiative 
zur Abschaffung des Kapitalis- 
mus". Ob sich der KSV damit von 
der Konzernleitung abzunabeln 
trachtet, läßt sich noch nicht beur- 


teilen. Fest steht bislang nur, daß 


sich der KSV - trotz wiederholter 
Aufforderung - immer noch nicht 
zu einer Stellungnahme zu den in 
den TATblatt-Ausgaben plus 69 
und 70 erhobenen Vorwürfen ge- 
gen die KPÖ durchringen konnte. 


BürgeriInneninitative zur 
Abschaffung des Kapitalismus 


KSV 

Seit mindestens 200 Jahren ist der Kapi- 
talismus in unterschiedlichen Spielarten die 
prägende Gesellschaftsform. Über 80 Jahre 
war die Weltpolitik von der Systemauseinan- 
dersetzung zwischen Kapitalismus und Sozia- 
lismus geprägt. Dogmatische Denkweisen 
und rigide Strukturen führten zu schwerwie- 
genden Fehlentwicklungen und letztlich zum 
Zusammenbruch der Staaten des Realsozia- 
lismus. Im Westen wurde das als glorreicher 
Sieg gefeiert, als Beweis für die Überlegen- 
heit des kapitalistischen Systems. Nicht the- 
matisiert wurde und wird allerdings der Um- 
stand, daß die dort lebenden Menschen oft- 
mals stärker als zuvor unter der Sachwalter- 
schaft des siegreichen Kapitalismus leiden. 
Mehr als 200 Jahre Kapitalismus haben nicht 
erreicht, daß soziale, geschlechtsspezifische 
und regionale Ungerechtigkeiten beseitigt 
werden. Es kann daher angenommen wer- 
den, daß dies kein Versagen des Systems ist, 
sondern das System auf unmenschlichen Pa- 
rametern aufbaut, also das System der Fehler 


ist. Wir fordern die Abgeordneten zum Natio- 
nalrat auf, ein Gesetz im Verfassungsrang zu 
beschließen, daß den sofortigen Abbau der 
kapitalistischen Verhältnisse in Österreich 
einleitet, und das Bemühen, sich internatio- 
nal für die Abschaffung solcher Verhältnisse 
einzutreten, festschreibt. 


Wir fordern den Nationalrat auf, der hi- 
storischen Notwendigkeit ins Auge zu schau- 
en, und diese Petition im Sinne der Antrag- 
stellerInnen zu behandeln. Natürlich setzen 
wir weiterhin unsere eigenen widerständi- 
schen Aktivitäten fort und fordern alle dazu 
auf, Widerstand zu vermehren! 


L...] 
% 


Weitergehende Erklärungen und Unterstützungserklärun- 
gen können angefordert werden bei: 
KSV, Gußhausstr. 14/3, A- 1040 Wien 


Mexiko- 


Solidaritätskomitee 


Zur Bildung eines Mexiko-Solidaritätskomitees ruft nun die 
Gruppe "Mexico Solidarität" auf. Ein Aktionseinheitstreffen 
ist für den 23. Mai geplant. Im folgenden dokumentieren wir 


den Aufruftext dazu: 


Solidarität 


Die mexikanische Regierung hat im Jän- 
ner die Verhandlungen mit dem Zapatisti- 
schen Heer der Nationalen Befreiung (EZLN) 
aufgekündigt. Selbst der minimale Kompro- 
miß, der in San Andres bezüglich der Rechte 
und Kultur der indigenen Völker ausgehan- 
delt wurde, ist für den Neoliberalismus und 
seine nationalen Verbündeten zu viel. Der 
Krieg niedriger Intensität in Chiapas wurde 
während der Verhandlungen weitergeführt. 
Chiapas und das EZLN sind derzeit praktisch 
vom Militär eingekreist. 

Auf den wachsenden Einfluß des Revolu- 
tionären Volksheeres (EPR) in verschiedenen 
Teilen Mexikos reagiert das Regime der 
Staatspartei PRI mit Verfolgungen, Folter, 
Massaker an der sozialen und politischen 


Opposition sowie militärischer Besetzung der 
BäuerInnen- und Indigenagemeinden. 

Trotz der brutalen Unterdrückungs- 
maßnahmen gerät das Regime in eine immer 
schärfere politische Krise. Die regimetreuen 
Gewerkschaften, jahrzehntelang eine der 
wichtigsten Stützen der PRI, werden von 
einer wachsenden unabhängigen Gewerk- 
schaftsbewegung herausgefordert, die im Fe- 
bruar ihren ersten nationalen Kongreß ab- 
hielt und am 1. Mai einen gewaltigen Auf- 
marsch zum Ausdruck der sozialen und poli- 
tischen Opposition gegen das Regime veran- 
stalten wird. 

Die Wahlen im Juli 1997 in Mexiko-Stadt 
und für das Parlament werden ein weiterer 
Schlag für das Regime. Die PRI wird voraus- 
sichtlich - trotz zu erwartendem Wahlbetrug 
- die Kontrolle über die 21-Millionen-Metro- 
pole Mexiko-Stadt verlieren. Auch wenn die 


legale Opposition kaum eine grundlegende 
soziale Veränderung erreichen kann, wird 
das den politischen Kampf dennoch zuspit- 
zen. Die Gefahr einer Vertiefung der gewalt- 
samen Unterdrückung der Opposition wird 
daher steigen. Die USA haben bereits mehr- 
fach ihre Hilfe für den militärischen Kampf 
gegen das EPR angeboten. 

Die internationale Solidarität ist daher 
enorm wichtig, um ein Massaker an der 
sozialen und politischen Opposition zu ver- 
hindern. 


- Komitee 


Alle interessierten Kräfte sollten sich in 
den Monaten vor den Wahlen zu einem Akti- 
onskomitee koordinieren. Entsprechend un- 
seren Möglichkeiten müssen wir versuchen, 
Informationen unter die Leute zu bringen. 
Dazu sollten wir Veranstaltungen. machen, 
Flugblätter verteilen und plakatieren. Zu 
überlegen wäre ein Spendenaktion zugunsten 
der politischen Gefangenen. Für den Wahl- 


tag in Mexiko schlagen wir eine Solidaritäts-. 


demonstration mit der mexikanischen Linken 
und gegen Verfolgung und Militarisierung 
vor. 


Aktioneinheitstreffen: 


23. Mai, 19 Uhr, Wien 4., Gußhausstraße 14/3 
%* 
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SOZIALE 


Regenbogen- 
koalition 


Als Lobby für die Interessen "ethni- 
scher", religiöser, sexueller Gruppen, der 
behinderten, obdach- und arbeitslosen Men- 
schen versteht sich der am 10. April in Wien 
gegründete "Verband diskriminierter Bevöl- 
kerungsgruppen in Österreich". Arbeits- 
schwerpunkt der ersten beiden Jahre wird der 
Kampf gegen Rassismus und Xenophobie in 
Österreich sein. Außerdem wird das vom 2. 
bis 6. Juni im Theater des Augenblicks in 
Wien stattfindende Internationale Menschen- 
rechtstribunal zu diesem Thema unterstützt 
und ein österreichweiter Anti-Rassismus- 
Kongreß in Dornbirn geplant. Bei alledem 
soll eng mit allen kritsichen Vereinen der 
genannten Gruppen zusammengeabeitet wer- 
den, betonen die Mitglieder des Gründungs- 
vorstands. 

Im Juni sollen ein detailiertes Arbeitspro- 
gramm vorgelegt, das Leitbild des neuen 
Vereins präsentiert und Einladungen zur Mit- 
arbeit versendet werden. 


Kontakt vorerst über: 

Regenbogenkoalition 

do BIZEPS 

Kaiserstraße 55/3/4a 

Telefon: (01)5238921 

Fax: (01)5238921-20 

email: bizeps@magnet.at oder club_plus@blackbox.at 


%* 


Sozialamt 


Innsbruck 


Die neun BeamtInnen des Sozialamtes Inns- 
bruck haben 1996 stolze 25 Millionen auf Kosten 
ihrer KlientInnen eingespart. Aufgrund dessen for- 
dern sie nun von der Stadt eine Prämie von 16.000 
Schilling pro Person. 

Laufende Beschwerden nahm der "Sozialpoliti- 
sche Arbeitskreis" (SPAK) in Innsbruck zum An- 
laß, eine Woche lang vor dem Sozialamt ein Be- 
schwerdezelt aufzuschlagen. Dabei kam heraus, 
daß dieses Sozialamt zunehmend häufiger das Ar- 
gument "selbstverschuldete Not" als Grund für ein 
Herabsetzung der Sozialhilfe verwendet. Eine Be- 
troffene war eine Frau, die jahrelang von ihrem 
ehemaligen Ehemann mißhandelt worden und aus 
der gemeinsamen Wohnung ausgezogen war, wes- 
halb der Sozialhilfesatz um 1.250 Schilling redu- 
ziert wurde. Mindestens zwei der neun Sozialamts- 
beamtInnen müßten laut SPAK sofort wegen un- 
menschlichen Umgangs mit den KlientInnen ver- 
setzt werden. 

Außerdem fordert der SPAK eine Novelle des 
Sozialhilfegesetzes durch das Land Tirol, die den 
Ermessenspielraum der BeamtInnen einschränken 
sollte. Ein Entwurf dazu liegt beim zuständigen 
Landesrat seit drei Jahren unbearbeitet. Dieser ist 
die große Erneuerungshoffnung der SPÖ namens 
Prock, der sich bei jedem Parteiereignis medien- 
wirksam kundtut und schon beim Sparpaket einer 
der übelsten Einpeitscher für Sozialabbau war. 


%* 


WAHNSINN!! 


13 


TATblatt 

Die sich selbst hochzivilisiert nennende Industrie- 
gesellschaft mit ihren sich hochqualifiziert nennen- 
den WissenschaftlerInnen scheint kollektiv dem Rin- 
derwahn zu verfallen. Bei einem kürzlich stattgefun- 
denen Kongreß der "Weltgesundheits"organisation 
der UNO stellten dort weilende WissenschaftlerIn- 
nen fest, daß sogenannte Risikogruppen bezüglich 
Creutzfeld-Jakob-Syndrom, bekannt unter Rinder- 
wahnsinn, nicht zum Blutspenden herangezogen 
werden sollten. Das Risiko wurde von den umnach- 
teten WissenschaftlerInnen mit der Wahrscheinlich- 
keit von einem Fall zu einer Million definiert, wo- 
nach die Risikogruppen ihrerseits festgelegt wurden. 
Diese sind: Personen, die in den 80er Jahren mit 
Wachstumshormonen "kontaminiert" wurden; Per- 
sonen, die eine Gehirnoperation oder ähnliches mit 
einer bestimmten Behandlungsmethode erlitten ha- 
ben; und die Familienmitglieder von mit CJS er- 
krankten Personen sind. 

Einer der Oberwahnsinnigen ist ein gewisser 
Paul Brown vom National Institute of Health inden 
USA. Dieser behauptet, daß in den USA, Großbri- 
tannien und Frankreich 11.600 Personen mit 
Wachstumshormonen kontaminiert wurden, von 
denen 86 an CJS erkrankt seien. Damit ist seine 
Weisheit auch schon zu Ende, denn selbst dieser 
Gesundheitsbürokrat gibt zu, daß es keinen Beweis 
gibt, daß Rinderwahnsinn durch Bluttransfusionen 
übertragen wird. Allerdings ist ihm anderes son- 
nenklar, nämlich daß die Wachstumshormone der 
9%0er Jahre kein Risiko in sich tragen, an CJS zu 
erkranken. Und auch Gelatine aus Rinderbestand- 
teilen sei in Medikamenten völlig ungefährlich, 
wenn die Zutaten ordentlich hergestellt würden. 


WHO vom 
Rinderwahn- 
sinn befallen? 


Die Parallele zu AIDS liegt auf der Hand. 
Während bei AIDS Pharmakonzerne wie die Bayer 
AG mit kriminellen Methoden und wissentlich 
zigtausende Menschen durch verseuchte Blutkon- 
serven angesteckt und damit häufig zum Tode 
verurteilt haben, wurden sogenannte Risikogrup- 
pen, ganz besonders Homosexuelle, als "Überträ- 
ger" gebrandmarkt, zentral bürokratisch erfaßt 
und ihr Ausschluß aus der Gesellschaft fortge- 
schrieben. Bei CJS liegt der Fall noch klarer, denn 
Erkrankungen sind eindeutig auf verseuchte 
Fleisch- und Milchprodukte zurückzuführen. 
Auch im Fall von CJS war der Hormonmafia, die 
in Belgien mehrfach mißliebige Lebensmittelprü- 
ferInnen durch Attentate ermorden ließ, bekannt, 
daß in Großbritannien seit Jahren Personen in 
Folge des "Genusses" von Rindfleisch oder Milch, 
in einem Fall einem Glas unpasteurisierter Milch, 
starben. Trotzdem blieben Behörden und Konzer- 
ne untätig. 

Die WHO-Tagung läßt wiederum, wie bei 
AIDS, erkennen, daß die "Lösung" in einer Stig- 
matisierung von "Risikogruppen" gesucht wird, 
um die Verantwortung von den ProfiteurInnen 
abzulenken. Eine solche Empfehlung wird 
zwangsläufig zu einer Erfassung der Risikogrup- 
pen bzw. Ausgrenzung derselben führen, während 
ungehindert Großkonzerne wie Molkereien und 
Pharmakonzerne ihr dreckiges Geschäft weiter- 
führen, und die KonsumentInnen mit denaturier- 
tem Dreck abgefüllt werden können, der nicht nur 
gesundheitsgefährdend, sondern auch lebensge- 
fährlich sein kann. 


%* 


| SOZIALES 


Sondernotstand 


Oh Jubel, die Zahl der Sondernotstandshilfebe- 
zieherInnen ist um 60% zurückgegangen, vermel- 
det ein Wissender des Wirtschaftsforschungsinsti- 
tutes WIFO. Dieses habe angeblich 120 Millionen 
an Einsparungen gebracht. 

Bei dieser Gelegenheit wollen wir nur nebenbei 
daran erinnern, daß das Bauimperium des LIF-Ab- 
geordneten Haselsteiner für eine Bahnumfahrung 
für Innsbruck erst kürzlich statt veranschlagter 900 
Millionen gleich über zwei Milliarden verrechnet 
hat, was er dank eindeutiger Vertragsgestaltung 
auch erhalten wird, und wovon Haselsteiners Im- 
perium dank der Steuergesetzgebung für Stiftun- 
gen, dessen Teil seine Baufirmen sind, auch keinen 
Groschen Steuer bezahlen wird. 

Doch zurück zu den laut Amtsdeutsch "Sonuer- 
notstandshilfebeziehern", die zu annähernd 100% 
Frauen sind und kein Bauimperium besitzen. 
11.400 Frauen haben, in absoluten Zahlen gese- 
hen, weniger SNH bezogen als im Jahr zuvor. 
Offizielle Diktion ist, daß die Gemeinden jetzt so 


toll viel mehr Kinderbetreuungseinrichtungen an- 
bieten, weil sie ansonsten gemäß der geänderten 
Gesetzeslage einen Teil der SNH bezahlen 
müßten. } 

Wie es wirklich aussehen dürfte, hat ein gewis- 
ser Kurt Götz vom AMS Vorarlberg verlautbart. 
"Bei uns wissen die kleinen Gemeinden sehr ge- 
nau, ob eine Lebensgemeinschaft besteht", be- 
schreibt er das gängige Blockwartsystem. 

Übrigens basiert ein Großteil der "zusätzlichen 
Kinderbetreuungseinrichtungen" auf sog. Tages- 
müttern. Diese werden im Burgenland und Wien 
von Trägervereinen mit "freien Dienstverträgen", 
also mit Krankenversicherung ab einem monatli- 
chen Bezug von 7001,- öS angestellt, aber prinzi- 
piell ohne Arbeitslosen- oder Pensionsversi- 
cherung. In Niederösterreich bekommen sie sogar 
nur Werkverträge, was eindeutig den Werkver- 
tragsregelungen, mit denen der Rest der Bevölke- 
rung seit einem Jahr malträtiert wird, wider- 
spricht. 


%* 
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STREIKS UND SO 


Unsere Streik- Arbeitskampf- und 
soziale Auseinandersetzungsseiten ... 


"Koordination" 


Nr. 5, 16.4.1997 


ons"paket wird weite 


striert und auch weit 


Beitrag dazu. 


"Santos, Liver- 
pool, Seoul, 
Amsterdam -- 
eine Welt, ein 
Kampf" 


Im Liverpooler Hafen ist bis 
1995 die Einführung der Tagelöhne- 
tInnenarbeit verhindert worden. 
Trotzdem wird die Belegschaft des 
Mersey Docks von 1500 auf 500 
reduziert. Als in einem ausgelager- 
tem Unternehmen Überstunden ohne 
Bezahlung verlangt werden, treten 
alle 500 DockarbeiterInnen in den 
Streik. Sie werden im September 
1995 entlassen und durch Streikbre- 
cherInnen ersetzt. Sie erhalten auch 
keine Unterstützung durch die Ge- 
werkschaftsbürokratie. 

Seitdem führen sie einen interna- 
tionalen Kampf, in Großbritannien 
und vielen Hafenstädten der Welt 
werden Solidaritätskomitees gegrün- 
det. Es gibt internationale Boykot- 
taktionen und Bummelstreiks gegen 
Reedereien, die den Liverpooler Ha- 
fen anlaufen. An einem internationa- 
len Aktionstag am 20.1.1997 gibt es 
Streiks und Aktionen in ganzen der 
Welt (Labournet). 

Anfang April besetzen Hafenar- 


"Prekarisierung der Br is 
haben wir ein Flugblatt prodi 


Paulo) zwei j l 
gegen den Einsatz von Kontraktar- 
beiterInnen zu protestieren. Am 4.4. 
gibt es Solidaritätsstreiks in allen 
brasilianischen Häfen und,am 5.4. 
kommt es zu Zusammenstößen mit 
der Polizei mitmehreren Verletzten. 
Trotz, der Drohung. ‚mit einem Ar- 
mee-Einsatz wird weiter demon- 
striert. Bei einem Militäreinsatz wird 
mit einem Generalstreik i in. allen Hä- 
fen Brasiliens gedroht. An die 500 
Menschen campieren aus Solidarität 
in der Nähe der besetzten Schiffe. 
Am 15.4. stürmt die Polizei die 
Schiffe und nimmt die BesetzerInnen 
fest, daraufhin wird der Hafen von 
Santos durch einen Streik lahmgelegt 
(Labournet, 15.4.1997). 

Auch in Amsterdam protestieren 
DockarbeiterInnen gegen den Ein- 
satz von TagelöhnerInnen. Am 11.4. 
blockieren sie eine Autobahn. In al- 
len Auseinandersetzungen wird Be- 
zug genommen auf den Solidaritäts- 
tag mit den Liverpooler Dockerln- 
nen im Jänner und den internationa- 
len Kampf gegen den Einsatz von 
KontraktarbeiterInnen. Eine Parole 
ist: "Santos, Liverpool, Seoul, Am- 
sterdam, eine Welt, ein Kampf" (La- 
bournet). 

Am 12.4. wird ein "Marsch für 
soziale Gerechtigkeit" in London 
von den Liverpooler DockerInnen 


gen Gruppe erstellt, die diese regelmäßige Zusammen- 
stellung von Arbeitskämpfen, sozialen Auseinander- 
setzungen und und und quasi als eine Art Pressedienst 
zur Verfügung stellt. 

Kontakt: Infoladen 10 des EKH, 1100 Wien, Wielandg. 
2-4 (Postadresse: Infoladen 10, "Koordination", PF 173, 
1100 Wien). 

email: a7620197@unet.univie.ac.at 

homepage: http://www.giga.or.at/others/infola- 
den/koordina/ 


Die Rubrik "Koordination" wird von der gleichnami- | 


Immer häufiger beziehen sich Kämpfe und Widerstandsaktionen aufeinangEgz internationale 


entlang von nationalen Grenzen a ci, "Ko erdnaten 
anders war das noch bei SETRe in ish. 


sich daran, @ kommt zu massiven 
Auseinandersetzungen mit der Poli- 
zei. Den DemonstrantInnen gelingt 
es nicht, zum Regierungssitz i in der 


dings klettern Demonstrantinnen in 
das ‚Außenministerium und werfen 
Dokumente aus dem Fenster (La- 
boranee 1). 


""fntegrations = 
paket = Aus- 
grenzungspa 

ket 


Innenminister Karl Schlögl läßt 
die Vorlage zum "Integrations"paket 
zur Zeit von sogenannten nichtstaat- 
lichen Organisationen überprüfen. 
Schlögl sei - laut Medien - gewillt, 
"Konzessionen" einzugehen. Einige 
Punkte des Gesetzesentwurfs sollen 
den. Vorschlägen von NGOs ange- 
paßt werden (Standard, 14.4.97). 
Die Abstimmung über das Paket im 
MinisterInnenrat, die am 22. April 
stattfinden sollte, wurde verschoben 
und soll mindestens eine Woche spä- 
ter als geplant durchgeführt werden. 


Das ändert nichts an der Tatsa- 
che, daß dieses "Integrations"paket 


Be inhaltlichen Arbeit, dazu 
Blatt enthält einen inhaltlichen 


die Abschottung Österreichs vor 
Menschen aus Nicht-EU-Ländern 
festschreibt. Asyl und Zuzug werden 
de facto nicht mehr möglich sein. 
Nur noch hochausgebildete, rein den 
Anforderungen wirtschaflicher Not- 
wendigkeiten entsprechende Fach- 
kräfte aus Nicht-EU-Ländern wer- 
den in sehr geringem Ausmaß gedul- 
det. 


In Wien hat sich eine "Plattform 
für gleiche Rechte" gebildet, die seit 
21.3.97 jeden Freitag vor dem In- 
nenministerium gegen das "Integra- 
tions"-paket demonstriert. Dieses 
Komitee richtet sich gegen gesetzli- 
che Diskriminierungen, Vorent-hal- 
tung elementarster Menschenrechte, 
die militärische Abriegelung der 
österreichischen EU-Außengrenze, 
die rigorose Abschottung der "Fe- 
stung Europa" und die Teilung der 
Arbeits- und Wohnungsmärkte. 


Forderungen der Plattform: 


« umfassende soziale und rechtliche " 


Gleichstellung aller in Österreich 
lebenden Menschen 

+ Nein zu den geplanten Verschär- 
fungen des "Integrations"pakets 

+ Nein zum "Schengener Abkom- 
men" 
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STREIKS UND SO 


Termine gegen 
Ausgrenzungspakete 
und Rassismus: 


« Freitag, 25.4., Kundgebung 
vor dem Innenministerium, 
1010 Wien, Herrengasse 7, 17 
- 19 Uhr. Im Rahmen dieser 
Kundgebung findet ein Hap- 
pening statt: "Wir bauen eine 
Stadt". 


dination" Nr. 3, TATblatt plus 71). 
Jetzt scheitert die Flexibilisierung 
der Arbeitszeiten eventuell am Wi- 
derstand des Fachverbandes für Ei- 
sen- und Metallwaren, Metallge- 
werkschafter Nürnberger droht mit 
der Kündigung bisheriger Betriebs- 
vereinbarungen (Standard, 
3.4.1997). 

Die UnternehmerInnen im Gast- 
gewerbe verlangen eine Nullohnrun- 
de. Dagegen protestiert die Gewerk- 


« Samstag, 26.4. Straßenthea- 
ter gegen Xenophobie und Re- 
pression, 14 Uhr, Stock im 
Eisen Platz, 1010 Wien (Mot- 
to: Auf zur großen Grenz- 
schutzaktion! Jeder Quadrat- 
millimeter ihres Landes muß 
vor deR FeindIn geschützt 
werden!) 


« Mittwoch, 25.6., Demonstra- 
tion gegen Rassismus und 
Ausgrenzungspakete (Treff- 
punkt 18 Uhr Yppenplatz, 
1160 Wien - Abschlußkundge- 
bung Ballhausplatz) 


Für freies Fluten! 


Druck gegen 
Flexibilisierung 
und Nullohn- 
runden 


Ursprünglich erschien ein Ab- 
.schluß im Metallgewerbe schwieri- 
ger als in der Industrie (die Demon- 
stration im Herbst, vgl. "Koordina- 
tion" Nr. 1 in TATblatt plus 66), 
inzwischen hat das Gewerbe Ende 


Februar abgeschlossen (vgl. "Koor- _ 


schaft Handel, Gastgewerbe, Per- 
sönliche Dienste (HGPD) mit einer 
Informationskampagne, am 11.4. 
werden Betriebsversammlungen 
durchgeführt, ein Aktionskomitee 
bereitet für den ersten Mai Proteste 
vor (WZ, 11.4.1997). 


Demonstrieren 
und Zumauern 


Wegen der Schließung der Werft 
in Danzig, besetzen ArbeiterInnen 
die Ministerien für Arbeit, Finanzen 
und Wirtschaft. 3000 ziehen zum 
Büro des Abgeordneten des regie- 
renden Demokratischen Linksbünd- 
nisses (SLD), Krzysztof Brzezinski, 
mauern den Eingang zu und bewer- 
fen das Gebäude mit roter Farbe 
(Standard, 20.3.1997). 


Streik gegen 


Stahlkonzern 
-Fusion 


Obwohl ein Vermittler über die 
Stahlfusion zwischen Hoesch-Krupp 
und Thyssen eingeschaltet worden 
ist, steht die Arbeit in beiden Werken 
weitgehend still, die Anlagen sind 
auf Notbetrieb (vgl. "Koordination" 
Nr. 4, TATblatt plus 73). Mitarbei- 
terInnen haben damit begonnen, die 


Konten bei der mitverantwortlichen 
Deutschen Bank zu kündigen (Stand- 
ard, 21.3.1997). Am 24.3. demon- 
strieren 1000 Thyssen-Mitarbeite- 
rInnen vor der Deutschen Bank in 
Düsseldorf (Standard, 25.3.1997). 
20.000 bis 30.000 demonstrieren im 
Frankfurter Bankenviertel gegen die 
Fusion, die jetzt nicht als "feindliche 
Übernahme bezeichnet wird (NZZ, 
26.3.1997). Bei Krupp wird weiter- 
gestreikt, und auch bei Thyssen wird 
am 26.3. der Streik wieder aufge- 
nommen (Standard, 27.3.1997). 


Eingeflogene 
"Streikbrecher 
Innen" streiken 


Nach vierwöchigem Streik ver- 
sucht der Bauer-Verlag in Magde- 
burg, StreikbrecherInnen aus Eng- 
land einzufliegen. Sie unterschrei- 
ben Verträge für 2700,- DM wö- 
chentlich, bekommen einen Flug er- 
ster Klasse und wohnen in einem 
Luxushotel. Sie treten die Arbeit al- 
lerdings nicht an, sondern entrollen 
Gewerkschaftsfahnen und unterstüt- 
zen die Streikposten (die LINKENT. 
8, 11. 4.1997). 


Großaufmarsch 


in Italien 


Am 22.3. folgen 200.000 dem 
Aufruf der drei großen Gewerk- 
schaften und demonstrieren in Rom 
gegen die Arbeitsmarktpolitik der 
italienischen Regierung (NZZ, 
24.3.1997). 


Italienische 


Verhältnisse 


Am 9.4. planen die Flughafenan- 
gestellten einen Streik, am 10.4. die 
Bediensteten im öffentlichen Ver- 
kehr und am 14.4. die Angestellten 
von Tankstellen (Standard, 
9.4.1997). 


Ausstehende 


Löhne 


Für den 27.3. sind in ganz 
Rußland Streiks und Demonstratio- 
nen für ausstehende Lohn- und Pen- 
sionszahlungen zu erwarten (NZZ, 
27.3.1997). Die Zahl ‘der Demon- 
strantInnen wird für ganz Rußland 
auf 1,8 Millionen geschätzt, am 
stärksten wird der Streik in sibiri- 
schen Städten befolgt, im europäi- 
schen Teil bleibt die Teilnahme be- 
schränkt, wie auch in den sonst 
streikbereiten Kohlezentren (NZZ, 
29./30.3.1997). 


Am 27.3.streiken die Assisten- 
zärztInnen in Paris in der zweiten 


Woche gegen Kollektivhaftung der 
praktischen ÄrztInnen für die Ein- 
haltung der Gesundheitsausgaben als 
Teil der Reform der Sozialversiche- 
rung (die im Herbst 1995 eine mehr- 
wöchige Streikwelle ausgelöst hat) 
(NZZ, 29./30.3.1997). Am 2.4. 
weitet sich der Streik aus, u.a. wer- 
den Sitzstreiks durchgeführt und 
Bahnlinien blockiert, am 3.4. wird 
eine Demonstration in Paris durch- 
geführt (NZZ, 3.4.1997). Der Ärz- 
tInnenstreik wird ab 9.4. ausgeweitet 
(Standard, 9.4.1997). 15.000 de- 
monstrieren am 13.4. in Paris, am 
14.4. wird die Nationalversammlung 
durch einen Sitzstreik blockiert 
(NZZ, 15.4.1997). 

Neben den AssistenzärztInnen 
streiken am 4.4. auch Bankangestell- 
te und Air France-MitarbeiterInnen 
(WZ, 5.4.1997). 


Demotote in 
Argentinien 


Bei einer Auseinandersetzung 
zwischen demonstrierenden Lehre- 
rInnen und der Polizei auf einer be- 
setzten Autobahn, kommt am 13.4. 
eine Frau ums Leben. Die LehrerIn- 
nen streiken seit 35 Tagen gegen 
Gehaltskürzungen und Entlassungen 
(NZZ, 14.4.1997). 


Solidarität mit 


den Landlosen 
in Brasilien 


Mitte Februar haben tausende 
von Landlosen einen Marsch auf 
Brasilia begonnen, um für "Agrarre- 
form, Arbeit und Gerechtigkeit" zu 
demonstrieren. Mitte April errei- 
chen die ersten Marschierenden un- 
ter dem Jubel von SympatisantInnen 
die Hauptstadt. Am 17.4. soll eine 
Großkundgebung zum ersten Jahres- 
tag eines Massakers an Landlosen im 
Amazonasstaat Parä stattfinden. 
Nach Umfragen unterstützen 85% 
der brasilianischen Bevölkerung 


'Landbesetzungen und 88% wollen, 


daß brachliegende Landflächen kon- 
fisziert und an Landlose verteilt wer- 
den (NZZ, 16.4.1997). 


WEVJZZZA plus 75 - Seite 13 


KILL A MULTI 


Die Menschenrechtsgruppe Vietnam Labor 
Watch aus den USA hat die Praktiken der US- 
Schuhfirma Nike in einer Fabrik in Vietnam auf- 
gedeckt. Die ArbeitnehmerInnen dort werden ex- 
trem ausgebeutet, die Frauen sexuell angegriffen 
und zum Teil mißhandelt. Einmal mußten 56 
Frauen, die nicht das vorgeschriebene Schuhwerk 
trugen, Strafrunden laufen. Regelungen über Min- 
destlöhne oder Überstunden, die in Vietnam ohne- 
hin ein Hohn sind, wurden nicht eingehalten. Die 
Belegschaft setzt sich fast ausschließlich aus Frauen 
mit einem Alter von 15 bis 28 Jahren zusammen. 

Nike-Schuhe werden in Vietnam nicht 
direkt vom Konzern, sondern von drei zwi- 
schengeschalteten südkoreanischen Firmen 


produziert, deren Vertreter die Ar- 
beitsbedingungen als gut bezeichnen. 
Der Gewerkschaftsvertreter in einer 
der drei Firmen, Pou Chen Vietnam 
Enterprises, meint zu dem Skandal, 
daß es bis dahin keine Probleme ge- 
geben hätte und daß die ArbeiterIn- 
nen jederzeit zur Toilette gehen könn- 
ten bzw. Wasser trinken. Damit trat 
er der Anschuldigung entgegen, daß 
pro Schicht nur ein Toilettengang und 
zweimal Wassertrinken erlaubt sei. 

Das Gehalt in der Fabrik beträgt 
68,75 US$, das sind ca. 800 öS, pro 
Monat für Arbeit in zwölfstündigen 
Schichten. 

Die Reaktion von Nike war nach einem 
Bericht in der größten Tageszeitung der 
USA, USA Today, den zuständigen Manager 
des Werks zu feuern. Obwohl Nike die Be- 
richte über Übergriffe nicht bestätigen woll- 
te, heißt das Unternehmen nunmehr unab- 
hängige BeobachterInnen zumindest offiziell 
willkommen. 

Ausgegangen waren die Proteste gegen 
die weltweit größten Sportschuhfarikanten 
von Skandalen in Indonesien, die u.a. eine 
Fabrik betrafen, die für Reebok, Nike und 
Adidas Schuhe herstellt. Pikant war die Sa- 


Menschenrechts- 
verletzungen bei Nike 


che damals deswegen, weil Reebok in den 
USA eine Stiftung für Menschenrechte unter- 
hält, die u.a. an indonesische Gewerkschaf- 
terlnnen Anerkennungspreise für ihre Arbeit 
vergab. Reebok hatte sich folglich wesentlich 
kooperativer gezeigt, auf Vorwürfe einzuge- 
hen, als Nike. 

Allerdings dürfte die Öffentliche Mei- 
nung gegen Nike nunmehr eine für die Ge- 
schäftsentwicklung unangenehme kritische 
Größe erreicht haben. Nike heuerte im März 
den angeblichen Verfechter von Bürgerrech- 
ten, derzeitigen Bürgermeister von Atlan- 
ta/Georgia und gelegentlichen UNO-Beauf- 
tragten Andrew Young an, das Image von 
Nike durch Inspektionen von Fabriken und 
pseudo-unabhängige Kontrollen zu heben. 
"Ich sehe mich überhaupt nicht als Sprecher 
für Nike, überhaupt nicht", ließ Mr. Young 
die zweifelnde öffentliche Meinung wissen. 
Leicht wird es Mr. Young nicht haben, wird 
Nike doch nicht nur die Bezahlung aberwit- 
zig niedriger Löhne und die Verletzung 
grundlegender arbeitsrechtlicher Bestim- 
mungen, sondern auch der Profit aus Kinder- 
arbeit vorgeworfen. 


%* 


Burma-Boykott 


Die Aktionen gegen die beiden größten 
Investoren in Burma, die Ölkonzerne Unocal 
aus den USA und Total aus Frankreich, 
haben einen neuen Teilerfolg gebracht. Ein 
US-Bundesgericht hat in Los Angeles, Kali- 
fornien ist Firmensitz von Unocal, eine Kla- 
ge von mehreren Menschenrechtsgruppen in 
bezug auf das geplante Erdgasprojekt Yadana 
der beiden Konzerne zugelassen. Das Ge- 
richt stellte als Begründung fest, daß in Bur- 
ma von der SLORC-Militärjunta Zwangsar- 
beit angewendet wird und daß transnationale 
Konzerne, sowie deren Direktoren, vor ei- 
nem US-Gericht für Schadenersatzansprüche 
der Betroffenen herangezogen werden kön- 
nen. Zudem sei der Zustand in Burma jener, 
daß. die Regierung im physischen Sinne 
ZwangsarbeiterInnen an private Investoren 
verkauft. 

Das Gericht schmetterte die Einwendung 
von Unocal ab, daß nur Regierungen nach 
internationalem Recht Menschenrechtsver- 
letzungen begehen könnten. Die Bedingun- 
gen der Zwangsarbeit könnten als Grundlage 
für ein Klage wegen Sklavenhandels bezeich- 


net werden. Außerdem würden die Geklag- 
ten, also Unocal und Total, SLORC auch 
weiterhin Geld zukommen lassen, um 
ZwangsarbeiterInnen zu beschaffen und die 
Sicherheit der geplanten Erdgaspipeline von 
Burma nach Thailand zu garantieren. 

Die Konzerne konspirieren mit SLORC, 
so das Gericht weiter, mit dem Ziel, interna- 
tionale Rechte zu verletzen. Deshalb seien 
keine weiteren Beweismittel nötig und Be- 
troffene hätten das Recht, vor einem US-Ge- 
richt die Konzerne zu verklagen. 

Die Klage wurde Ende 1996 von einer 
thailändischen. Menschenrechtsgruppe im 
Namen von 14 Betroffenen'Burmesinnen ein- 
gebracht, die nun ein Recht auf finanziellen 
Schadenersatz haben. 

Dieser gerichtlich Erfolg gegen Total und 
Unocal kommt wahrlich nicht zu früh. Total 
versucht schon seit längerem französische 
Fremdenlegionäre zu rekrutieren. Zudem 
soll entlang der gesamten Pipeline ein Infra- 
rot-System installiert werden. Bisher gelang 
es Total, mindestens 10 französische Söldner 
anzuheuern, darunter zwei Minenexperten, 


die zuvor im Auftrag der UNO in Jugoslawi- 
en waren. Die Söldner befinden sich vermut- 
lich seit Ende 1995 auf der Baustelle. 

In Warteposition ist noch der US-Ölmulti 


. Texaco, der als Teil eines ebenfalls interna- 


tionalen Konsortiums Forschungsarbeiten 
für eine parallel laufende Pipeline aus dem 
Yegadun-Erdgasfeld nach Thailand durch- 
führt. Texaco hat bereits eine US-Sicher- 
heitsfirma namens ORDSAFE engagiert, die 
ihrerseits mindestens ein Dutzend Söldner 
aus der südafrikanischen Armee angeheuert 
hat. Vorläufig lautet der auftrag nur, bei 
Anzeichen von "troubles" das Texaco-Perso- 
nal zu evakuieren. Gerade bei Texaco ist aber 
schon aus historischer Erfahrung gröberes zu 
erwarten. Texaco hatte Franco mit einem 
Kredit ohne Besicherung und unbegrenztem 


Treibstoff versorgt, damit dieser seine Inva- ' 


sion der Spanischen Republik von Nordafrika 


aus starten konnte. Wer damals siegte, ist - 


bekannt. 
%* 
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Aufruhr in Belgien 
und Frankreich 


Die Schließung eines bankrotten Stahlwerkes in Belgien und die Ankün- 
digungen von Renault, in Belgien ein ganzes Werk und in Frankreich Teile 
eines solchen zu schließen, haben in beiden Ländern zu militanten Demon- 


strationen geführt. 


Begonnen hatten die jüngsten Auseinandersetzungen mit den Protesten 
gegen die Schließung des konkursreifen Stahlwerks Forges de Clabecg. 
Gleich im Anschluß daran begannen international geführte Arbeitskämp- 


fe gegen Renault. 


iv. Nachrichtenagenturen, TATblatt 

Angeheizt wurde der Konflikt um das 
Stahlwerk, weil die EU der belgischen Regie- 
rung eine Subvention zur Weiterführung we- 
gen "Wettbewerbsverzerrung" untersagte. 
Am 28. März zogen 1.000 Clabecgq-Arbeiter, 
Stahlarbeiter mit kräftigen Oberarmen, zu 
einer Blockade der Autobahn Paris-Brüssel 
aus. Zur Unterstützung gegen die belgische 
Aufstandsbekämpfungspolizei, die für ihre 
exzessive Brutalität bekannt ist, nahmen sie 
zehn Bulldozer mit, mittels derer sie inner- 
halb von 15 Minuten zehn Poli- 
zeiwagen und zwei Wasserwer- 
fer außer Gefecht setzten. Die 
Polizei setzte Tränengas, Was- 
serwerfer und Schlagstöcke ein. 
Zu den Clabecq-Arbeitern gesell- 
ten sich auch einige des Renault- 
Werkes in Vilvoorde. 

Renault plant mit Ende Juni das 8 
Werk in Belgien zu schließen und | 
3.100 Arbeiter zu entlassen. Die 
Gründe sind enorme Verluste des 
Gesamtkonzerns und eine in Aus- 
sicht gestellte Subvention der EU 
für ein Werk in Valladolid in Spa- 
nien. Der Vorsitzende von Renault, 
Louis Schweitzer, behauptet, daß 
in Spanien dieselbe Arbeit von 


in Vilvoorde etwa dadurch ausgeübt, daß sie 
die Auslieferung von 5.000 fertigen Autos mit 
einem Wert von 1,2 Mrd. Schilling nicht 
zuließen. Unter Druck kamen auch die belgi- 
schen PolitikerInnen. Der belgische Premier- 
minister Jean-Luc-Dehaene, dessen Heimat- 
gemeinde ausgerechnet Vilvoorde ist, prote- 
stierte gegenüber Frankreich gegen die "bru- 
tale und inakzeptable Entscheidung". Selbst 
der zuständige EU-Kommissär für Wettbe- 
werbsangelegenheiten, der belgische Konser- 
vative Karel van Miert, konnte sich dem 


Belgische Arbeiter vor dem Pariser Rensuft-Hauptzjeifuch 


den sie mit Steinen und Eiern beworfen, 
wobei die Demonstranten "Rulldozer. Bull- 
dozer" riefen. 

In Paris fanden häufig Solidaritätsdemos 
mit dem Slogan "Derselbe Boss, derselbe 
Kampf" statt. Mitte März fand in Paris eine 
"Pan-europäische Demonstration" statt und 
außerdem gelang den Gewerkschaften unter 
Führung der französischen kommunistischen 
CGT und linksalternativen CFDT, sowie des 
belgischen. Gewerkschaftsverbandes .die Or- 


ganisierung eines einstündigen "Euro- 


Streiks" in praktisch allen Produktionsstätten 
des Kontinents. 


Zwischenstand 


Nach sechs Wochen beendeten die Arbeiter 
vorerst den Streik, weil sowohl ein Gericht in 
Frankreich, als auch in Belgien festgestellt hatte, 
daß Renault sowohl das französische Gesetz 
über die Arbeiterkonsultation, als auch die bel- 
gischen Gesetze bezüglich Kündigungs- und 
Mitbestimmungsrechte verletzt habe und des- 
wegen in Verhandlungen eintreten müsse. Sollte 
Renault die Bestimmungen: nicht einhalten, 
drohte das Arbeitsgericht in Brüssel Geldstrafen 
von mehreren Milliarden BFR an. 

Die Renault-Geschäftsführung erklärte 
daraufhin erneut, daß Vilvoorde geschlossen 
wird und im besten Fall bis 
1998 ein Sparbetrieb auf- 
4 rechterhalten werden kön- 
| ne. Die Börse in Paris rea- 
gierte unmittelbar mit einem 
Kursverlust von einem Pro- 
zent nach Verlautbarung der 
Urteile der Gerichte. We- 
sentlich dramatischer für 
Renault ist, daß seit Be- 
kanntgabe der beabsicht'z 
ten Werkschließung in Vil- 
voorde der Verkauf von 
| Renaults in Belgien um 43% 
zurückgegangen ist. 


Euro-Streik 


1.900 Arbeitern erledigt werden 
könnte und so zwei Milliarden Schilling ge- 
spart werden könnten. Doch selbst von ihm 
wird nicht bestritten, daß das Werk in Vil- 
voorde konkurrenzfähig ist und Überschüsse 
erwirtschaftet. 

Die Renault-Arbeiter in Vilvoorde streik- 
ten in den letzten sechs Wochen und erhielten 
von Kollegen in Frankreich Unterstützung, 
wo im dortigen Werk '2.764 Arbeiter gekün- 
digt werden sollen. Während des Streiks fan- 
den laufend Demonstrationen in Paris und in 
Brüssel statt, die auch von Renault-Arbeitern 
aus Spanien und aus Slowenien unterstützt 
wurden. Die Belegschaften von VW, der 
Fluglinie Sabena und einiger Stahlwerke be- 
teiligten sich an einem einstündigen Solidari- 
tätsstreik in Belgien. 

Druck wurde von den Renault-Arbeitern 


nationalen Druck. nicht entziehen und 
blockierte die vorgesehene Förderung für 
Renault in Valladolid über 500 Mio. Belgi- 
sche .Francs (100 BFR = 34 öS). 

Derweilen gingen in Brüssel laufend in- 
teressante Demos über die Bühne. Am 7. 7. 
März warfen aufgebrachte Arbeiter ein neues 
Renault-Auto aus ihrer Fabrik in das Gebäude 
der französischen Botschaft in Brüssel. "Er 
ist ein typischer französischer Botschafter, 
den ein Wrack in seiner Botschaft mehr küm- 
mert als die Arbeitsplätze von 3.100 Leuten", 
meinten Arbeiter nach einer Unterredung mit 
dem Botschafter. Bei einer weiteren Demo in 
Brüssel zog die Polizei erneut mit Wasserwer- 
fern auf und baute Stacheldrahtbarrieren, um 
einen Zug zum EU-Viertel, das hermetisch 
abgeriegelt wurde, zu verhindern. Dafür wur- 


. 


Der belgische christdemokratische Abge- 
ordnete Raphael Chanterie: warnte öffentlich 
davor, daß "eine Wirtschafts- und Währungs- 
union ohne eine ‚soziale Dimension für die 
BürgerInnen nicht akzeptabel sei. Europa 
hinkt im Vergleich zum ‚gemeinsamen Markt 
bei den sozialen Angelegenheiten üm ein 
Jahrzehnt zurück". Die Gewerkschaften s spra- 
chen etwäs weniger gesetzt von " Exzessen des 


“ freien Marktes". 


"Die Idee eines pan-europäischen Streiks ist 
neu, aber. notwendig", meinte: dazu Nora Cas- 
siers vom belgischen Gewerkschaftsverband 
Federation Generale du Travail de Belgique, 
FGTB. "Es ist die einzige Art, wie die Gewerk- 
schaften zurückschlagen können, wenn ein Mul- 
ti wie Renault auf diese Weise agiert". 


%* 
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UNTERGRUNDBERICHTERSTATTUNG 


Autonome 
Nagetiere 


Nagetiere sind Menschen in einigen Aspekten des Lebens offensichtlich zumindest ebenbür- 
tig. Dazu gehört die soziale Organisation ebenso, wie die zielgerichtete Bekämpfung der 
industriellen präkatastrophalen Verwüstung. Während die Menschheit überwiegend noch 
an ihrem Untergang arbeitet, kämpfen Ratten und Mäuse mit unerhörter krimineller Energie 
gegen die Industriegesellschaft. Den folgenden Beitrag verdanken wir nicht etwa autonomen 
TierschützerInnen, sondern der Fachzeitschrift "Electrical Review", und er. sollte uns Auf- 
schluß über die eigene revolutionäre Praxis geben können. 


Electrical Review, TATblatt 

Im August 1996 brach in zwei albani- 
schen Städten die Stromversorgung zusam- 
men, während zugleich ein Kraftwerk in 
Flammen aufging. Grund dafür waren nicht 
bürgerkriegsähnliche Auseinandersetzungen 
oder menschliche Unachtsamkeit, sondern 
Mäuse, die zahlreiche Kabel durchgebissen 
hatten. 

Nun ist Albanien sicherlich ein Beispiel, 
das überzeugte VerfechterInnen zivilisatori- 
schen Fortschritts. müde lächeln läßt. Aller- 
dings haben Versicherungsgesellschaften in 
den USA Untersuchungen angestellt, daß 
dort von den 500 Millionen Schilling, die 
alljährlich durch Brände mit unbekannter Ur- 
sache entstehen, ein Viertel durch durchge- 
bissene Kabel verursacht sind. 

Ausgesprochen aktiv sind Nagetiere im 
Kampf gegen die Zivilisation in Großbritan- 
nien. Ratten legten vor nicht allzulanger Zeit 
eine Schule in Leeds und eine ganze Fabrik 
in Bristol lahm. Außerdem wurde der Zugs- 
verkehr in Preston und der Autoverkehr in 
Manchester zum Erliegen gebracht, weil die 
Kabel von Ampelanlagen durchgebissen 
wurden. In Liverpool konnte nur durch eine 
planmäßig vorgesehene Erneuerung einer 
275 kV-Leitung zwischen zwei Umspannsta- 
tionen ein Stromzusammenbruch zufällig 
verhindert werden. 

In Deutschland griffen Ratten eine Auto- 
fabrik an und zerstörten Kontrollkabel, wor- 
aufhin die Autos von den Förderbändern 
fielen und ein Schaden von zwei Millionen 
Schilling entstand. In einer Fabrik für Pesti- 
zide am Rhein entleerten sich Chemikalien in 
den Fluß, nachdem Kabel durchgebissen 
worden waren. 

Der britische Zoologe Andy Brigham, 
der sein Wissen als Söldner einer Bekämp- 


fungsfirma einsetzt, meint dazu, daß Nage- 
tiere ganz einfach neugierig sind und Kabel 
nicht deshalb anbeißen, weil sie hungrig sind. 
Damit widerlegt er eindeutig und endgültig 
die Verelendungstheorie als Grundlage revo- 
lutionären Handelns. 


Voraussetzungen 


Ratten haben so scharfe Zähne, daß diese 
wie ein Meißel arbeiten. Sie können damit 
sogar Blei durchbeißen, nagen mit sechs Bis- 
sen pro Sekunde und mit einem Kieferdruck 
von 500 Kilo- 
gramm pro Qua- 
dratzentimeter. 
Ihre Schneide- 
zähne sind härter 
als Stahl. So- 
wohl Ratten, als 
auch Mäuse, 
können binnen 
kurzer Zeit mit 
Aluminium, Ei- 
sen oder Stahl 
kurzen Prozeß 
machen. 

Ideales Um- 
feld für Mäuse, 
die im Gegensatz 
zu Ratten lieber 
in Räumen und 
nicht im Freien 
leben, sind Ge- 
bäude mit unter 


millimeter. 

Ratten und Mäuse sind in ihrer Überle- 
bensfähigkeit genial. Selbst in Gebäuden, die 
keine unmittelbare Nahrungsquelle bieten 
und äußerlich gesehen vollkommen steril 
sind, bereitet ihnen das Überleben kein Prob- 
lem. 


Repression 


Es verwundert kaum, daß die Vertrete- 
Innen des Industriesystems eigene Killer- 
kommandos anheuern, um die revolutionären 


dem Fußboden 
verlegten Kanälen für Computerkabel. Rat- 
ten können sich durch Öffnungen mit 25 
Quadratmillimeter Durchmesser quetschen, 
Mäuse brauchen überhaupt nur 10 Quadrat- 


Nager zu bekämpfen. Allerdings ist deren 
Erfolg äußerst bescheiden. Geruchs- oder 
Geschmacksstoffe sind selten erfolgreich, 
weil Nagetiere beim Nagen nicht unbedingt 
das Benagte schmecken. Auch nach Jahr- 
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zehnten der Forschung ist es nicht gelungen, 
einen wirklich abschreckenden Geruchsstoff 


zu entwickeln. Zwar gibt es Kabelproduzen- 


ten, die rein technisch das hochgiftige Diel- 
drin in die Kabelummantelungen beifügen 
könne, aber das ist aus Gesundheitsbedenken 
wegen der ArbeiterInnen nicht gerne gese- 
hen. Selbst eine neue Erfindung mit Hochfre- 
quenzabschreckungsgeräten blieb in der Pra- 
xis ohne große Wirkung. "Als diese getestet 
wurden, nagten sie sogar die Kabel von denen 
an", berichtet der Zoologe Brigham. So blei- 
ben eigentlich nur Fallen, aber Nager sind 


“unglaublich fähig, diese außer Betrieb zu 


setzen ohne erwischt zu werden. 

“An Orten, wo Menschen arbeiten, ist es 
praktisch unmöglich, Fallen aufzustellen. 
Außerdem müssen zumindest britische "ex- 
terminator", Ausrotter, die Tierschutzgesetze 
beachten, sodaß Tiere nicht länger als sechs 
Stunden ohne Wasser gelassen werden dür- 
fen. Deshalb müssen die Killerkommandos 
Jede Nacht die Fallen kontrollieren, was zeit- 
raubend und teuer ist. Britische Kommandos 
fangen Ratten oder Mäuse lebend in elektro- 
nisch betriebenen Fallen, um sie dann nach 
eigenen Aussagen "human zu vergasen". 


Revolutionäre 
Vorsicht 


In diesem fortgeschrittenen Stadium von 
revolutionären Aktivitäten zum Sturz des In- 
dustriesystems und entsprechend verzweifel- 
ter und willkürlicher Repression haben die 
Nagetiere entsprechende Anti-Repressions- 
Maßnahmen entwickelt. Zum einen tragen sie 
eine Reihe von Bakterien mit sich herum, 
gegen die sie selbst immun sind, die aber - 
wie die Weil’sche Krankheit bei Menschen - 
im Falle einer Nicht-Behandlung zum Tod 
führen können. 

Weil Vergiften noch immer eine der ef- 
fektivsten und billigsten Kampfmittel der Kil- 
lerkommandos ist, haben Ratten eine "Neo- 
phobie", eine extreme Vorsicht vor allem 
neuen, wie es Andy Brigham ausdrückt, ent- 
wickelt. Außerdem können sie mit ihrem 
extrem gut entwickelten Geschmacksinn Gift 
in niedrigsten Dosierungen erkennen. Wenn 
sie doch einmal eine Dosis erwischen, werden 
sie nie mehr auch nur in die Nähe davon 
gehen. Da Nagetiere über eine enge soziale 
Bindung verfügen, wird dieses Wissen auch 
im sozialen Verband weitergegeben. Dies ist 
der Grund, weshalb sie stereotyp im Keller 
Rattengift verstreuenden HausmeisterInnen 
intelligenzmäßig um Lichtjahre voraus sind. 

Selbst bei ihm nagten Mäuse die Kabel 
durch, mußte der Geschäftsführer der Nage- 
tierbekämpfungsfirma Rentokil in Großbri- 
tannien zugeben. "Es gibt keine Garantie, daß 
ein Gebäude frei von Nagetieren ist", meint 
dazu Mr. Brigham resigniert. 


%* 


Die nächste Müllver- 
brennungsanlage 


Mittlerweile kritisiert sogar die EU höchstoffi- 
ziell, daß in Österreich nichts unternommen wird, 
die Flut an Einwegverpackungen einzudämmen. 
Stattdessen wird eine 
MVA nach der anderen 
geplant. 

Neuester angekün- 
digter Standort ist die 
Puchstraße in Graz. 
Dort soll eine bis dato 
unbekannte Müllmenge 
verbrannt werden, wo- 
N bei sich der zuständige 
Stadtrat Hans Pammer von der SPÖ nicht ent- 
schließen kann, ob 60.000, 100.000 oder eventuell 
150.000 Tonnen Müll dort pro Jahr verheizt wer- 
den sollen. Bei den Errichtungskosten schweben 
ihm zwischen 1,1 und zwei Milliarden vor, auch 
diesmal soll es auf ein paar läppische Schillinge 
nicht ankommen. 

Ab 1999 soll die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung vonstatten gehen, ab 2002 der Bau beginnen. 
Dafür sind auch ÖVPFP. 


Ar 


Wassernotstands 
gebiet OÖ 


Im Betoniererparadies Oberösterreich sind die 
Wasserreserven aus dem Grundwasser flächen- 
deckend mit Nitraten und dem verbotenen Spritz- 
mittel Atrazin verseucht. Dies betrifft vor allem 
den Zentralraum. 

Grundwasserschongebiete gibt es passender- 
weise nur in jenen Regionen, wo es kaum land- 
wirtschaftliche Betriebe gibt. Landwirtschaftliche 
Betriebe sind in Oberösterreich generell von der 
Kanalanschlußpflicht ausgenommen (da kann dann 
auch nicht wie in anderen Ländern ein Problem mit 
vollen Jauchetanks entstehen, Anm. Tb). 


Mülldeponie Nieder- 
österreich 


Wegen verschärfter Umweltgesetze müssen in 
Niederösterreich die Fischer-Deponie bei Wr. 
Neustadt um 2,3 Milliarden und die Berger-Depo- 
nie im südlichen NÖ um 750 Millionen Schilling 
saniert werden. 


Fäkalienfreundliche 
ÖVP 


Nachdem bereits der niederösterreichische Lan- 
desrat Blochberger bzw. seine Söhne in einer 
Klärschlammaffäre stecken, kommt nun noch ein 
Fäkalienfreund dazu. Der Bürgermeister der Ge- 
meinde Weikersdorf bei Wr. Neustadt, Franz La- 
ferl von der ÖVP, ist zugleich Obmann des Ab- 
wasserverbandes Bad Fischau-Brunn der Region. 

Am 17. März gab Laferl dem Betriebsleiter der 
Kläranlage Bad Fischau-Brunn die Weisung, einen 
Kanalschacht zu öffnen, um mit Fäkalien ver- 
schmutzte Abwässer ungeklärt in den Frauenbach 
zu leiten. 

Aufgrund ausgiebiger Regenfälle meinte Laferl, 
daß die Kläranlage wegen zahlreicher undichter 


Stellen und dem damit verbundenen Eindringen 
von Regenwasser Schaden nehmen könnte. Wegen 
dieser Weisung flossen inden darauffolgenden v vier 
Tagen 4.000 Kubikmeter Fäkalien aus zehn umlie- 
genden Gemeinden in einen Schotterteich, der 
mitten im Grundwasserschutzgebiet Wr. Neustadt 
liegt. 

Nach drei Anzeigen bei der Sthetsunwaliichaft. 
u.a. vom Bürgermeister von Willendorf, einer 
Mitgliedsgemeinde des Abwasserverbandes, wird 
sich der ÖVP-Abwässerer vor Gericht verantwor- 
ten dürfen. Eine erste Einvernahme bei der Polizei 
lief für Laferl nicht besonders gut, weil, er dort 
entgegen den Tatsachen behauptete, daß es für die 
Einleitungen der Fäkalien bescheidmäßige Bewil- 
ligungen gegeben hätte. Das Umweltreferat der 
Städt Wr. Neustadt befürchtet nun Verunreinigun- 
gen des Grundwassers und führt tägliche Analysen 
durch. 


Und noch einmal 
Müll 


Seit zehn Jahren zieht sich nun der Widerstand 
der Bevölkerung gegen eine Sondermülldeponie in 
Enzersdorf an der Fischa in Niederösterreich hin. 
Politisch war die BürgerInneninitative u.a. damit 
erfolgreich, daß sie mit sechs Abgeordneten im 
Gemeinderat vertreten ist. 

Nun dürfte sich der hartnäckige Widerstand 
endgültig gelohnt haben. In einem Rechtsgutachten 
äußerte der niederösterreichische Umweltanwalt 
Harald Rossmann die Meinung, daß sowohl nach 
dem österreichischen Abfallwirtschaftsgesetz, als 
auch nach der Abfallverbrennungsverordnung der 
EU, der Import von jeglicher Art von Müll grund- 
sätzlich möglich ist, und bestätigte damit die Be- 
fürchtungen der DeponiegegnerInnen. Dieses Gut- 
achten hat die GegnerInnen erneut mobilisiert; 
weshalb der regierende SP-Bürgsrmeister offen- 
sichtlich resignierend feststellte, daß nach dem 
jahrelangen Hin und Her ohnehin niemand mehr 
daran glaube, daß "die Deponie zu uns kommt". 
Zusätzlich wurde bestätigt, daß der Standort auch 
deshalb problematisch ist, weil die Werksanlagen 
direkt in der Anflugschneise des Flu;li.fens 
Schwechat liegen würden, was raumplanerisch 
nicht zu bewältigen wäre. 

Die geplante Deponie ist aber laut Ross- 
mann auch aus einem anderen Grund obsolet, 
denn mit den bisher genehmigten Standorten 
wären "genug Deponien für die nächsten 30 
Jahre vorhanden". 


| Ennsnahe Trasse neu 


Die Landesregierung der Steiermark bastelt an 
einer neuen Ennsnahen Trasse, nachdem der erste 
Anlauf bei Steinach-Irdning nördlich der Enns an 
den Baustellen-Besetzungen und dem drohenden 
Verfahren der EU gegen die Republik Österreich 
wegen der Zerstörung eines Naturschutzgebietes 
gescheitert ist. 

Die Umweltverbände haben gegen eine Trasse 
südlich der Enns bereits protestiert. Politisch hieße 
das erneut endlose rechtliche Verfahren, da die 
gesamte Planung und Genehmigung von vorne 
begonnen werden müßte. 
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Begehr, 
Begehr! 


Erfolgreich waren sie beide, die Ergebnisse dürften bekannt sein. 
Die ProponentInnen des Gentechnik-Volksbegehrens - Kurt Falk und 


Hans Dichand, - konnten mit medialer Unterstützung von Global 2000 - 


und Greenpeace wieder einmal beweisen, was systemkonforme Mo- 
bilisierung ist. 

Entgegen den Unkenrufen von Wirtschaftskammer und Konsor- 
ten zeigte sich der Chef des größten Gentechnik-Betriebes in Öster- 
reich, Novartis (ein Unternehmen von Sandoz und Ciba Geigy), 
völlig unbeeindruckt und bekundete offen, daß sich für sein Unter- 
nehmen nichts ändern wird. 

“ Interessant ist im Zusammenhang mit dem Gentechnik-Volksbe- 
gehren die mittlerweile offene Auseinandersetzung innerhalb von 
Gruppen, die Gentechnik’ ablehnen, bezüglich der Methoden von 
Greenpeace und Global 2000. Zum einen sind das die Grünen, die 
politisch in dieser Frage völlig untergegangen sind, und es den beiden 
Grünkonzernen nun übel nehmen, daß ihre parlamentarische Arbeit 


nicht gewürdigt wird. Das Ökologie-Institut mosert über die Metho- . 


den, weil es selbst gerne ein bißchen bezahlte Vermittlungsarbeit 
zwischen Industrie und Gentechnik-GegnerInnen spielen würde (wie 
immer Stichwort: Versachlichung). 

Besonders bemerkenswert ist auch, daß die - vor allem bei 
Mochovce verfolgte - Strategie von Global, das Reservoir an F-le- 
Innen auszuschöpfen, diesmal vollkommen danebengegangen ist. 
Falls die Wahlanalysen ausnahmsweise mal annähernd ein Abbild der 
Verhältnisse geben, dann sind mit 4% der WählerInnenschaft die 
Mobilisierungserfolge bei den F-lern bei allen Parteien am schlech- 
testen. 

Interessant ist ‚weiters, daß von Meinungsforscher Karmasin im 
letzten "Falter" die Ansicht geäußert wurde, daß den Gentechnik- 
GegnerInnen in Form von Global und Greenpeace die Utopien fehlen 
und sie "als kongeniale Partner der Industrie systemstabilisierend 
geworden sind". Nun mag Herr Karmasin, der sich seine Brötchen 
u.a. mit EU-Propaganda verdient, von beschränkter Glaubwürdigkeit 
sein, aber in diesem Punkt stimmt die Aussage. Nicht nur, daß 
Gentechnik-Campaigner Matthias Schickhofer unmittelbar darauf 
antwortete, daß in einem Land mit einer solchen Medienlandschaft 
für Utopien kein Platz wäre. Als weiteres Indiz dazu kann gewertet 
werden, daß der ehemalige Geschäftsführer von Global 2000, der 
zwischenzeitlich für die von Wirtschaftskammer und Bank Austria 
finanzierte ÖGUT (Österr. Gesellschaft für Umwelt und Technik) 
arbeitete, nunmehr seit einigen Monaten die Öffentlichkeitsarbeit als 
Angestellter bei Greenpeace leitet (neidlose Gratulation! vom TAT- 
blatt). 

Wie die Öffentlichkeitsarbeit bei Greenpeace aussieht, erklärt 
sich schon dadurch, daß das von dem Grünkonzern herausgegebene 
Magazin von der Firma "Cicero Medien Consult" gedichtet wird. 
Cicero Consult erstellte auch die EU-Propaganda "Kurz & Klar" und 
hat als weitere Kunden die Industriellenvereinigungen von Wien und 
Tirol. Daß diese Propaganda erfolgreich und mit dem gewünschten 
Effekt produzieren können, hat die EU-Abstimmung gezeigt. 

_ Trotzdem sollte wahrscheinlich der Mobilisierungseffekt nicht 
unterschätzt werden, vor allem in Hinblick auf zukünftige direkte 
Aktionen gegen Freisetzungsversuche und ähnliche Sauereien. Ein 
freundliches Umfeld ist für nächtens auf Äckern herumtrampelnde 
AktivistInnen stets eine große Erleichterung. 

Gerade angesichts des Fehlens einer Propagandamaschinerie ist 


das Frauenvolksbegehren eindeutig von größerem Erfolg. Mit gerin- 
gen Mitteln - ein vergleichbarer Werbeaufwand wäre nie und nimmer 
finanzierbar gewesen - und gerade von Forderungen, die den offenen 
Widerstand von Machtgruppen herausgefordert haben, wurde eine 
teilweise Mobilisierung an der Basis erreicht, auf die sicher bei 
zukünftigen Aktivitäten zurückgegriffen werden kann, um weitere 
Forderungen durchzusetzen. 

Ein weiteres Argument, warum das Frauenvolksbegehren we- 
sentlich systemunverträglicher ausgerichtet und damit radikaler ist, 
ist das Faktum, daß 21% der UnterzeichnerInnen sich aus Nicht-Wäh- 
lerInnen der letzten Nationalratswahl (bei Gen 10%) rekrutierten. 
Dies stößt gleich mehrere sonst verbreitete "Tatsachen" über den 
Haufen, nämlich, daß Nicht-WählerInnen apolitische AussteigerIn- 
nen sind und dies nicht als gewollten politischen Akt verstehen, und 
daß die SPÖ immer nach der F hin WählerInnen verliert und deshalb 
gleichsam zu AusländerInnenfeindlichkeit, aber auch zu Frauenfeind- 
lichkeit gezwungen ist, um nicht noch mehr zu verlieren. Gerade bei 
diesem Volksbegehren hat sich dank der frauenspezifischen Forde- 
rungen ein linkes Potential von 200.000 Leuten aufgetan, das dezi- 
diert die Liebäugeleien von Grünen, LIF und SPÖ mit dem rechten 
Sumpf und machtvollen Lobbies (wozu auch Häuserspekulanten 
gehören) ablehnt und die Unterstützung verweigert. 


Eines ist jedoch sicher, nämlich daß beim Euro und beim NATO- 
Beitritt die Sache nicht so einfach wird. Aus diesem Grund empfehlen 
wir ultimativ zur endgültigen geistigen Erhellung den neuen 


Föhn, Heft 111997 mit dem vielsagenden Titel 
"Kauf dir eine Volksabstimmung" 


mit einer Unzahl von Belegen, wie Beschiß anhand der EU-Ab- 
stimmung erfolgreich funktionieren kann, und vielen Originalbele- 
gen, wer wie daran beteiligt war und ist. Einige der damaligen 
"objektiven" EU-Experten kommen auf jeden Fall darin vor, was in 
Zusammenhang mit der Affäre um die EU-Verträge bezüglich "Maul- 
sperre gegen EU" reizvoll nachzulesen ist. 
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hobo 

Dublin, Ostern 1916. Nach dem Bekannt- 
werden der Aufstandspläne gegen die englische 
Herrschaft wird die Rebellion der irischen Frei- 
heitskämpfer nicht etwa abgeblasen, sondern 
nach einigen Kommunikationsproblemen mit 
einem Tag Verspätung gestartet. 

So kommt es, daß am 24. April 1916 ein 
Trupp von 57 bewaffneten Rebellen noch 
Fahrscheine löst, um per Straßenbahn zum 
Hauptpostamt zu gelangen, das es zu beset- 
zen gilt. 

Es sollte nicht die letzte Handlung der 
Aufständischen bleiben, über die sich aus 
heutiger Sicht schmunzeln läßt. Solche läßt 
die verfilmte Version des Lebens von Micha- 
el Collins jedoch ebenso aus, wie den Um- 
stand, daß die Bevölkerung Dublins, die 
durch das brutale Vorgehen der englischen 
Besatzungsmacht große Verluste zu beklagen 
hatte, die Schuld daran erst einmal den Re- 
bellen zuschob. 


Zeitgerecht zum Anlaufen von Neil Jord- 
ans Film Michael Collins bringt der UN- 
RAST-Verlag die Übersetzung einer Biogra- 
phie dieses irischen Nationalhelden auf den 
Markt. 

Ob sich der Filmemacher Jordan für sein 
Drehbuch stark an die schon 1990 erschiene- 
ne Originalausgabe angelehnt hat, kann hier 
nicht beurteilt werden, doch springen beim 
Vergleich der Verarbeitung des Themas in 
Buch und Film vor allem einmal viele Paral- 
lelen ins Auge. So kommt auch der Autor der 
Biographie, der Historiker T. Ryle Dwyer, 
sehr rasch zur Beschreibung des "Osterauf- 
standes" von1916, mit der eben auch der 
Film beginnt. 

Über diesen schreibt K. Sokolowsky in 
konkret 4/97 nicht zu unrecht, daß er schlicht 
unpolitisch sei. Anstatt Imperialismus oder 
ökonomische Unterdrückung zu thematisie- 


Liam Neeson als Michael Collins 
im gleichnamigen Film 


Michael Collins 


ren, besteht des Filmhelden Collins’ einzige 
politische Utopie in "Irland", und Gut und 
Böse zeigen sich ausschließlich in der Form 
von "Ire" und "Engländer" (bzw. England 
zuarbeitenden Iren). 

Wird jedoch zwecks Ergänzung zum 
Film die Biographie Dwyers herangezogen, 
so gerät die Suche nach zusätzlicher Motiva- 
tion für den Unabhängigkeitskampf zu einer 
recht vergeblichen. In den kurzen Abschnit- 
ten zu Collins’ Jugendjahren oder seiner Po- 
litisierung findet sich nichts, was über den 
"allerdümmsten. Chauvinismus" (Soko- 
lowsky) hinausgeht. 

In seiner Schulzeit empfand Michael Col- 
lins "Stolz auf die Iren als Rasse" und ihre 
Lebensweise. Er durchlebte eine kurze antik- 
lerikale Phase, war aber aktiv in eigens tra- 
ditionell gaelischen, national keltischen Sort- 
vereinen und Clubs und zeigte eine "ausge- 
prägt nationalistische Einstellung". 1914 
wurde Collins bei der Irish Volunteer Force 
eingeschrieben, jener irisch republikani- 
schen Truppe, die er später als Lehre aus dem 
mißlungenen Osteraufmarsch in eine schlag- 
kräftige Guerillaarmee namens I.R.A. um- 
bauen sollte. 

Ob sich damit auch etwas an Collins’ 
politischen Einstellungen geändert hat, kann 
nach. Film und Lektüre leider auch nicht 
beurteilt werden. Als BewohnerInnen der 
Slums von Dublin den Osteraufstand für 
Plünderungen zu nutzen suchten, wurden sie 


jedenfalls von Rebellen zurückgepfiffen und 


als Mitläufer der britischen Armee be- 
schimpft. Ein einziger "überzeugter Mar- 
xist" wird in der Biographie erwähnt, und der 
nur wegen einer strategischen Fehleinschät- 
zung. Über einen etwaigen sozialen Gehalt 
des Äufbegehrens irischer RepublikanerIn- 
nen wird der Mantel des Schweigens gebrei- 
tet, und ob Collins je ein politisches Buch zur 
Hand nahm mag bezweifelt werden. Collins 
sah sich selbst wohl nie als Politiker. Seinen 
Aufstieg verdankte er vielmehr seinen prak- 
tischen, organisatorischen und militärischen 
Talenten. 


T. Ryle Dwyers Abriß der Geschichte 
versucht auch gar nicht, daran etwas zu be- 
schönigen. Auf für eine Biographie relativ 


nüchterne und daher angenehme Weise wer- 
den die Ereignisse der Jahre 1916 bis 22 -- 
Aufbau der I.R.A., Angriffe gegen Reprä- 
sentanten der Bestazungsmacht und deren 
Gegenschläge, Gefangenenbef:-iungen, 
Machtkämpfe und Verhandlungsrunden -- 
dargestellt. Zweifel der Bevölkerung an der 
Richtigkeit mancher militärischer Aktionen 
werden nicht unter den Tisch gekehrt, doch 
auch das Aufbringen der öffentlichen Mei- 
nung durch das schonungslose Vorgehen der 
britischen Besatzer vorstellbar. Heldenver- 
ehrung ist Dwyers Buch also nicht zu unter- 
stellen, obwohl Großbritanniens ehemaliger 
meistgesuchter Terrorist heute als irischer 
Nationalheld gilt. Doch bricht die Erzählung 
dort ab, wo es die politischen und persönli- 
chen Kämpfe zu beschreiben gelte, die zur 
Teilung Irlands und dem daraus resultieren- 
den Bürgerkrieg führten. Es sind der Epilog 
(Michael Collins nach dem Waffenstillstand) 
und das Nachwort (Collins im Kontext der 
irischen Kultur-Geschichte) von Mitüberset- 
zer Jörg W. Rademacher, die dieses Manko 
wettmachen und damit dem Buch eine tiefer- 
gehende historische Dimension verleih 

Einmal angenommen, daß Michael'Collins 
als Film wie als Buch. für Diskussionsstoff 
sorgen wird, wie etwa In the name of the father 
oder The Crying Game zuvor, wird die inter- 
essanteste Frage vielleicht sein, was: an der 
irischen Frage und ihren historischen Figuren 
(nur) national oder (immerhin) fortschrittlich 
ist. Antworten bringt vielleicht auch das nächste 
im UNRAST-Verlag erscheinende Buch: trou- 
bles von Danny Morrison. s 


T. Ryle Dwyer 
Michael Collins 
Eine Biographie 


UNRAST-Verlag, 
1997 

256 Seiten geb., 

ca. 194 85 
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Tatjana und 
die siehen 
Daboteur Innen BB 


Bas Hopfenbiertel. Unendliche Weiten an der 
Grenze zur Slowakei. Wir schreiben das Jahr 
1999 und begleiten das Ortchen Hochwinden auf seiner Reise durch das Yeben seiner Betuohne- 
rInnen, zu neuen Vebensformen und in eine hachentfwickelte Zipilisation auf Stufe Sieben. Boch 
noch regiert das Böse, Zisilisationsstufe Nullkommaeins. Hochwinden trägt bereits den Keim des 
Sieges über die Mächte der Finsternis und des Berderbens in sich. Die Kräfte Be Grauens ahnen 


in ihrer Arroganz der Macht nichts hon ihrem sicheren Üntergang. 


Folge 3: Tatjana im 
WMHunderland 


eute ist der Tag der Bescherung, und das, obwohl sie erst 
A in einigen Monaten Geburtstag hat. Sie hat sich für 
diesen Tag sonst nichts vorgenommen und macht sich 
nachäingehender Lektüre eines Kataloges beim Morgenkaffee auf den 
Weg. Ziel ist ein großer Bau- und Werkzeugmarkt. Graf Bodo und 
Gräfin Antoinette. wissen vorsorglich nichts von dem höchstpersönli- 
chen Feiertag. 
f Mit großen Augen betritt sie die 
Stätte der handwerkerischen Ver- 
heißungen. Da gibt es Rohre, Maschi- 
nen, Sägen, Stangen, Schrauben, Stifte 
und vieles andere, von jeder Sorte im 
Dutzend, für fast jeden Zweck etwas. 
Was ihr sofort auffällt ist, daß es eine 
Welt der Männer ist. Sie ist die einzige 
Frau, die alleine hier ist, ein großer 
Teil der Kundschaft sind offensichtlich 
Professionalisten. Doch das kann sie nicht abschrecken, obwohl der 
Angestellte bei der Auskunft einen betont paternalistischen und behü- 
tenden Ton anschlägt, als sie eine Erkundigung einholt. 

Zuerst streift sie jedoch durch die Gänge mit den endlosen Regalen. 
Innerlich verflucht sie wieder einmal Bodo, der nichts selber macht, 
sondern stets Handwerker für jedes kleine Gebrechen kommen läßt. 
Auf die Art hatte sie nichts mitbekommen können, den Rest hatte die 
Industrie mit ihren Fertigprodukten für alles und jedes besorgt. Doch 
nun würde ihr ebendiese Industrie das Werkzeug liefern, mit dem sie 
gegen dieselbe vorgehen könnte. Eine höchst dialektische Angelegen- 
heit, so ein Baumarkt, befindet sie als überzeugte Postmurxistin. 


ach einer Stunde macht sie sich gezielt daran, eine brauch- 
bare Grundausrüstung für Eventualitäten zu besorgen. 
Spezielle Materialien oder Werkzeuge könnte sie ja jeder 
Zeitwachbeschaffen. In den Einkaufswagen wandern eine Metallsäge mit 
nur den besten Austauschblättern, ein kleiner Schraubstock, eine Metall- 
‚feile, große Metallstifte, ein kleiner Bolzenschneider, eine Rohrzange, ein 


verstellbarer Schraubenschlüssel bekannt unter "Engländer", Ouarz- 
sand im 5-Kilo-Sack, Schnellbinderzement bzw. Fertigbeton (den es in 
handlichen Kleinmengen gibt), ein paar Tuben Superkleber, eine 
leichte Akkubohrmaschine mit mindestens 9,6 Volt, ein Hammer,: ein 
Rollmaßband, ein Ölfilterschlüssel und mehrere Paare Arbeitshand- 
schuhe. Als sie nun das Gröbste beisammen hat, erkennt sie, daß wohl 
noch mindestens ein weiterer Einkauf nötig sein wird. 

Bei der Kassa wird ihr ein wenig mulmig. In einem paranoiden 
Moment hört sie die Kassiererin fragen, ob sie mit alle dem Zeug 
einbrechen gehen will, aber diese hat bei ihrem öden Job keine 
Phantasien mehr übrig. Sie nennt nur den Betrag und Tatjana zahlt 
natürlich bar und nicht mit irgendwelchem Plastikgeld, das ohnehin 
nur Kosten verursacht und Datenspuren hinterläßt. 


uhause angelangt verstaut sie erst einmal das meiste, mit 
Ausnahme von Akku-Bohrmaschine, Bolzenschneider, Ham- 


mer und den Stahlstiften. Nach gelungenem Shopping breitet 
sich bei Tatjana ein Gefühl von Zufriedenheit aus, das nach einer ausgie- 
bigen Jause und einem guten Buch als Draufgabe verlangt. 

Während sie Kaffee schlürft, holt sie sich den spannenden Aben- 
teuerroman "The Monkeywrench Gang" von Edward Abbey her. In 
dem Buch geht es darum, daß vier beherzte' Leutchen durch die 
Bundesstaaten Utah und Arizona in den USA ziehen, um Plakatwände 
abzufackeln, Bagger zu zerstören und sich letztendlich dem großen Ziel 
zu nähern, einen Staudamm und eine Brücke in einem Nationalpark zu 
sprengen. Eine der beiden größten Tageszeitungen der USA, die 
"Washington Post", hatte den Autor dieses Klassikers der US-Umwelt- 
bewegung als einen der besten Schreiber des amerikanischen Westens 
betitelt, und Tatjana gibt der "Post" durchaus recht. Gerade als zwei 
der Gang eine Zugmaschine mit einem Bulldozer über die Klippe 
schieben und den Bulldozer gleich darauf in den Colorado River 
hinunterstürzen lassen, rufen Bodo und Antoinette aus dem benach- 
barten Schloß an und bitten zum Diner. Tatjana trinkt noch rasch den 
Kaffee und verläßt schweren Herzens das Sofa und die Monkeywrench 
Gang, die inzwischen Material für die Attacke auf einen weiteren‘ 
Caterpillar einkauft. 

Als Tatjana im Schloß den Rittersaal betritt, schlägt ihr nicht nur - 
köstlicher Jausengeruch von frischgebackenem Guglhupf und Dritte- 
Welt-Kaffee entgegen, sondern auch das blanke Entsetzen Bodos. Erst 
vor einer halben Stunde hat ihn ein ehemaliger Dienstbote namens 
Gustl angerufen, der seit einigen Jahren bei Wieselsteiners Baufirma 
Wallbau arbeitet. Gustl ist Bodo ewig dankbar, weil ihn dieser vor 
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gröberen staatlichen urn bewahrt hatte. Als ech- 
ter Antifaschist und mit glühendem Haß auf die "Wendige Partei", die 
Ws, und insbesondere auf deren rechtsrabiaten Führer säuberte Gustl 
über lange Zeit eigenhändig Hochwinden von Plakatständern der Ws, 

indem die Plakatflächen entweder zertrat, besprühte oder abfackelte. 

Einmal war er jedoch beobachtet worden, und als der. Gendarm ihn 
aus dem Schloß abholen wollte, war es Bodo nur mit Mühe und unter 
Ausnutzung aller seiner Verbindungen zu seiner damaligen Partei, 

sowie einer mittleren Parteispende, gelungen, Gustl vor einer Anklage 
zu reiten. 


ustlriefalso Bodo an und verkündete ihm schier unglaub- 

liches. Bei den Projektunterlagen befände sich ein Plan, 

auf dem eindeutig eine Grube unter dem geplan- 
ten Erlebnisschloßteich zu erkennen sei. Nachdem er stutzig 
geworden war, hatte Gustl weitergesucht und ein internes 
Besprechungsprotokoll zwischen Wieselsteiner und einem der 
Söhne von Landesvogt Brüll entdeckt, in dem die Rede von 
einer Deponie für Sondermüll war, die von einer Scheinfirma, 
hinter der ein Strohmann von Brüll steckte, betrieben werden 
sollte. Gustl versprach Bodo, die Unterlagen zu kopieren und 
ihm zu schicken. 

Das Gespräch mit Bodo und Antoinette gestaltet sich trotz 
dieser neuerlichen Katastrophenmeldung angesichts des 
hartnäckigen Glaubens von Bodo an Möglichkeiten, die Sache 
doch noch nur mit internen Mitteln des Mauscheln und 
Täuschelns bereinigen zu können, als etwas mühsam. Dieses 
Problem wird sich mit der Zeit von selbst erledigen, befindet 
Tatjana und läßt Bodo ungehindert brabbeln. 

Heikeler ist die Geschichte mit den Vereinen, die Antoi- 
nette wild entschlossen ist zu gründen, da sie Tatjana unbe- 


die vorangegangenen nunmehr vor einer Verwertung in einem Säge- 
werk.weitgehend geschützt sind. Sie achtet allerdings darauf, daß die 
Stifte nicht senkrecht in niedriger Höhe eingeschlagen werden, weil 
dort.die Holzarbeiter zum Fällen mit den Motorsägen ansetzen und im 
schlimmsten Fall von einer abreißenden Kette der Motorsäge verletzt 
werden könnten. Das ist zwar fast ausgeschlossen, weil die Hersteller 
von Kettensägen eine Schutzvorrichtung gegen abreißende Ketten 
eingebaut haben, aber ein solches Risiko will sie wegen der notori- 
schen Fahrlässigkeit der Arbeiter nicht eingehen. 

Der Erfolg dieser Baumspicken genannten Taktik ist langfristig 
geplant. Wenn die Rodung ansteht, wird sie die Presse und die Firmen 
wegen der gespickten Bäume warnen. Auf diese Weise wird das Holz 
vermutlich unverkäuflich sein und die Betreiber werden ihren ersten 


Graf Bodos Unterredung mit Landesvogt Brüll 


dingt im Vorstand haben möchte. Nur der Einwand, daß ein 
honoriger Vorstand wohl politisch besser als einer mit einem 
seit der "Schulterror"-Affäre amtlich erfaßten Mitglied wäre, kann 
Antoinette davon überzeugen, daß Tatjana wohl wirklich nicht sehr 
geeignet ist. In Wirklichkeit verfolgt Tatjana selbstverständlich seit 
ihrem Einkaufim Baumarkt weiterführende Ziele, deren Durchführung 
automatisch behördliches Interesse auf alle mit diesem Thema be- 
faßten Personen ziehen wird. Stupide, wie die Behörde nun mal ist, 
geht sie vorerst immer davon aus, daß in den legalen Organisationen 
die ÜbeltäterInnen zu finden sind bzw. nicht weit davon entfernt. 


it einem Verweis auf ein spannendes Buch und auf- 

kommende Müdigkeit verabschiedet sich Tatjana. 

Doch zuhause angekommenzieht:sie nicht etwa Haus- 
schikke- sondern ungetragene Turnschuhe und bequemes warmes Ge- 
wand an, packt Akkubohrer, Arbeitshandschuhe, Stahlstifte, einen 
Hammer und den Bolzenschneider ein und verläßt in der abendlichen 
Dunkelheit das Haus in Richtung Wald. 

Von zahlreichen Spaziergängen ist ihr der Wald, der schon bald 
unter einer Betonplatte verschwinden soll, wohlvertraut. Eine Ta- 
schenlampe hat sie nur für Notfälle dabei, aber bei der üblichen 
Helligkeit des Himmels ist es sowieso kein Problem, genug zu sehen. 
Allerdings brauchen die Augen ungefähr eine halbe Stunde, um sich 
an die Lichtverhältnisse zu gewöhnen. 

Sie wendet sich unweit der Forststraße den ersten Bäumen zu, zückt 
den etwa ein bis eineinhalb Kilo schweren Hammer und die ungefähr 
15 bis 17 cm langen Stahlstifte und beginnt eine oder zwei Stifte pro 
Baum in verschiedenen Höhen leicht schräg in Richtung Mitte des 
Baumes einzuschlagen. Als die Stifte fast ganz in den Stämmen versun- 
ken sind, zwickt sie mit dem Bolzenschneider die Köpfe der Stifte ab, 
bevor sie die Stifte ganz versenkt. Der Bolzenschneider in der Größe 
14 Zoll bzw. 350 mm ist ganz brauchbar für diesen Zweck, mit einem 
größeren von 18 Zoll bzw. 450 mm könnte sie allerdings dickere 
Metallteile durchtrennen. Doch weil die Bolzenschneider mit ihrer 
Leistungsfähigkeit rasch unhandlicher und schwerer werden, hat sie 
sich im Baumarkt vorerst für den kleinsten entschieden, was aber eine 
Ansichtssache ist. 

Zufrieden wendet sie sich den nächsten Bäumen zu, die ebenso wie 


ökonomischen Schaden erleiden, falls sie die Rodung polizeilich 
durchsetzen können. Kaum ein Sägewerk wird wohl das Risiko einge- 
hen, daß die Sägemaschinen durch querstehende starke Stahlstifte 
demoliert werden. Die Unterhaltung in den folgenden Abenden ist 
jedenfalls gesichert, und so macht Tatjana nach einigen Stunden 
Schluß, nicht bevor sie auch die Bohrmaschine zum Vorbohren der 
Löcher, was den Lärm beim Einschlagen der Stifte erheblich vermin- 
dert, ausprobiert hat. 


EHEEHREHEHEEHHEHHEHHEHRERHHRHKEH 
Fortsetzung foigt 


Du hast soeben die dritte Folge der ersten interaktiven TATblatt-Serie gelesen. 
Aus jeder. Folge ergeben sich eine Reihe ungeklärter Fragen, die beantwortet 
werden oder auch nicht. Ideologische Probleme sind übrigens im großen und 
ganzen geklärt, ebenso wie die Klassenfrage oder ähnlich wichtiges, das gerne 
zu ausschweifenden Erörterungen Anlaß gibt. 

Probleme stellen sich hier in ihrer äußerst praktischen, lebensnahen Form dar. 
Müssen wir noch extra. erwähnen, daß für Einsendungen. keine Honorare 
bezahlt werden, der Rechtsweg ausgeschlossen ist und daß“ Unsinniges nur 
nach Maßgabe von Lust und Laune der Redaktion abgedruckt wird? 

Solltest Du auch nach diesen vorbeugend abschreckenden Maßregelungen eine 
Antwort auf die folgenden Fragen haben, freuen wir uns sehr über Deinen 
Beitrag. ee 


® wo kann Tatjana unauffällig Materialien oder Chemikalien. be- 
schaffen, die im Baumarkt nicht erhältlich sind? 

& welche für absolute Lailnnen geeignete Lehrbücher führen in die 
Welt des Handwerkens, der chemischen Reaktionen und elektro- 
technischen Bauelemente ein? 


Vielen Dank für "Mein Gehirnstürmen zum TATblattmärchen, 
ganz assoziativ und gar nicht recherchiert oder pc oder sonstwas" 
einer geschätzten Leserin, das in diese Folge Eingang fand. 


Folge 4: Gründet ein, zwei, hiele Bereine 
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Liebe TATblattis! 


In eurem Artikel "Stinkbomben auf RFJ- 
Veranstaltung" (TATblatt plus 73), der über 
eine begrüßenswerte und erfolgreiche Inter- 
vention von AntifaschistInnen bei einer Ab- 
schlußveranstaltung des Rings Freiheitlicher 
Jugend (mit Führer Haider als Redner) be- 
richtet, scheint einiges durcheinander ge- 
kommen zu sein. [...] 

Der Ort der RFJ-Abschlußveranstaltung, 
das "Nachtwerk", ein kommerzieller Veran- 
staltungsort im Süden Wiens, dessen Veran- 
staltungspalette von Striptease-Veranstaltun- 
gen, Miß-Wahlen, Tanzveranstaltungen jeg- 
licher musikalischer Richtung bis zu Auftrit- 
ten des Führers J. Haider vor versammelten 
Jüngern reicht, ist sicher ein mieser Veran- 
staltungsort. Sexistische Veranstaltungen, 
rechtsextreme Gesinnung bzw. eine Unter- 
stützung dieser und rassistische "Türsteher- 
politik" machen das "Nachtwerk" zu einem 
Ort, an dem antifaschistische Politik konkret 


intervenieren kann, sei es über Information ' 


mittels Flugblattaktionen, Protest [...] oder 
ähnliches. Und das ist auch gut und wichtig. 
Da stimme ich dem Artikel voll zu. Doch was 
hat das mit Techno und Drogen zu tun? 

In eurem Artikel wird das Nachtwerk zu 
einer Hölle des Unmoralischen hochstilisiert, 
"in welcher an Wochenenden tausende Ju- 
gendliche bei Technosound zu Drogenkon- 
sum und gelebtem Sexismus animiert wer- 
den." Das klingt ja fast nach einer Macht- 
übernahme durch eine Sekte, die mittels 
wirksamem Mix von berauschenden Stimu- 
lanzen und Ressonanzen (müssen unbedingt 
elektronisch erzeugt sein), das Publikum se- 
xistisch einzuschwören versucht. Und als 
wahrer Oberguru und Hintermann kann wohl 
J. Haider vermutet werden. Weiter unten im 
Artikel wird nochmals klargestellt, warum 
sich die offen rechtsextreme Haltung schon 
herumgesprochen hat: "Nicht-Österreiche- 
rInnen wird der’Zutritt zum Lokal verwehrt, 


Nr. 12 u.a. mit: ‚Spezialeinheiten d. : ; 


Cops in Ö, NS-Cops, Widerstandsmedium 


Mädchen wer- 
den zu Se- 
xualobjekten 
degradiert. 
Der Handel 
mit Designer- 
drogen und 
Pillen wird im 
(Bereich des) 
Nachtwerks, 
welches vor allem Lehrlinge und Vorstadt- 
Jugendliche zum Zielpublikum hat, von der 
Polizei offensichtlich nicht besonders vehe- 
ment verfolgt." Und "angesichts dessen wur- 
de von autonomen Antifa-Gruppen heftig ge- 
genmobilisiert", heißt es weiter im Text. Daß 
autonomer Antifaschismus sich auch gegen 
Drogen zu richten hat, wenn die Verfolgung 
und Kriminalisierung seitens der Bullen ver- 
sagt, scheint mir eine vollkommen neue, 
verquerte Ausdehnung des Verständnis von 
autonomem Antifaschismus zu sein. Gegen 
Sexismus, Rassismus, Faschismus, Kapital 
und gegen Drogenkonsum und Techno alle- 
mal, oder wie oder was? Die Nähe zu biede- 
ren, konservativen Antidrogen-Statements, 
die DIE Drogen und damit auch die Konsu- 
mentInnen verteufeln (Alkohol bildet hier 
natürlich eine Ausnahme), die mehr Polizei 
im Einsatz gegen DIE Drogen(süchtigen) 
fordern, und die speziell in der Kombination 
von Stroboskoplicht, fetten Beats und Dro- 
genkonsum die Jugend verführt sehen wol- 
len, ist hierbei auffällig. Repression, Prohi- 
bition, Prävention sind Antworten einer Po- 
litik, die in weiten Teilen fehlschlagen muß. 
So wie die zur Zeit medial inszenierte Dro- 
gen-Diskussion (im Zuge des Fall Tony 
Wegas) von Oberflächlichkeit, Unwissen, 
Panikmache und damit verbundene Hetze 
gegen Drogen(konsumentInnen) geprägt ist. 
Doch daß das TATblatt sich: in diesen Chor 
einreiht, nach polizeilicher Verfolgung ruft 


und Drogen und Techno mit Sexismüs und: 


Rassismus verknüpft, stimmt mich’ nach- 
' denklich. 'Mehr 'Piffetenzie- 
== rung.in der politischen Ana- 
'Iyse und ein selbstkritisches 
. Hinterfragen eigener Stand- 
“ punkte (bezüglich ‚Drogen 


‘wohl afigebracht.. Eine ‚fün- 

dierte Diskussion über Dro- 
‚gen wäre überhaupt ‚notwen- 
dig und begrüßenswert, auch 
im TATblätt.- 


Musik, "Von heute an 'kein Porhoprogramm", F 


‚|Widerstand in Ö, (Olyhpia, Antifa,...), 
:|Demoberichte (Offenhäusen, München) usw, 


Kostet:Einzelexi:15 Ös/2Dm und im 


'[Abo: 5 Nummern zu 130 ös: (Ö) bzw. 


usland)... t 
„Sendet eure Be- ‚ji 
hr chte, In£os;, 


Mr. XTC 


(aus rechtlichen Gründen Jeicht 'ge- 
kürzt) 


und. Techno «etwa) wäre hier 


mstag, 26.4. __ 


1930 7stern (7., Siebensterngässe 31) Die Albanische 
Frage: Wos issdolos? (so stands in der Ankündigung, 
Anm. Tb.) Informationsveranstaltung. mit Diaschau. 
20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4) Shing-A-Ling club 
sozialismo tropical 


Donnerstag, 24.4. 


wien Grünes Zentrum (10., Pernertorfergasse 
4 


2) Infoveranstaltung zur "sozialen Frage": Sozialpoli- 
tik und Frauen. Infos u. Anm.: (0222)526 91-12 
Zielpublikum: Politisch Tätige und Aktivistinnen, die sich 
einen Grundstock im Sozialbereich aneignen wollen. 
20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4) Kuntabunt-Beisl 
von und mit den Kakalaken. 
20.00 (?) Arena (3., Baumgasse 80) Ab sofort (jeden Do?, 
oder bis 30.4.2), wann auch immer, aber zumindest 
'eute der beliebte und von anderen gehaßte, aber nicht zu 
versäumende Shing-A-Ling Club Sozialism Tropical in der 
Arena-Kantina! (Anm. d. Tip. an die Veranstalterinnen: 
Beim nächsten mal bitte eine brauchbarer Ankündigung, 
die mensch auch entziffern kann!) 
18.45 Institut für Wissenschaft und Kunst (1090, 
Berggasse 17): Die Einführung der abendländischen 
Zivilisation in Österreich - Zur Sozialgeschichte der moder- 
nen Wissenschaft (und Kunst) in der Habsburger-Monarchie 
und in der demokratischen Republik Österreich. Ernst Gla- 
ser (angefragt): Sozialwissenschaftlerinnen im Umkreis des 
Austromarxismus (Helene Bauer, Käthe Leichter, Therese 
Schlesinger...) 


Freitag, 25.4. 
ee a ee 


20.00 EKH (10., Wielandgasse - 
2-4) Chiapas-Soli. Infoveranstal- 
tung zu EZLN und EPR mit Videos. 
16.30 Michaelerplatz: Bauen 
wir eine Stadt! Jede und Jeder 
baut nach ihren/seinen Vorstellun- 
gen bereits vor der Aktion ihr/sein 
eigenes Schachtelhaus, das dann mit 
(hoffenlich vielen!) anderen Häusern zusammen am 
Michaelerplatz zu einer Stadt wird. Diese Aktion des Ko- 
mitees gegen Ausgrenzung und Rassismus soll zeigen, daß 
erst durch die Vorstellungen vieler verschiedener Men- 
schen eine leben-dige Stadt entstehen kann. Unsere bunte 
Stadt soll ein Zeichen gegen das "Integrationspaket" setzen. 
% 17.00-19.00 Uhr vor dem Innenministerium (1., Her- 
rengasse 7)"Integrations"paket Ausgrenzungspaket! 
Kundgebung gegen Ausgrenzungspaket und Rassismus. 
Die Vorlage zu den geplanten Verschärfungen der Gesetze 
gegen Ausländerlnnen ist seit 13.3.97 öffentlich bekannt. 
Geplant ist praktisch eine Schließung der Österreichischen 
Grenzen vor Menschen aus Nicht-EU-Ländern. Zuzug nach 
Österreich wird faktisch nicht mehr möglich sein, da die 
vorgeschlagenen Quoten extrem: niedrig angesetzt sind. 
(Anm. d. Tip.:, Auch "höhere" Quoten sind keine ‚guten 
Quoten!) :. ' Bun BE A: R 
Verschärfung, der AusländerInnengesetze - Verschlethte- 
rung der sozialen’Situation in Österreich durch Sparpäkete, 
Anpassüng ‚Österfeichs an’ Maastricht-Kriterien..-: in ‚Kraft. 
treten‘ des Schengener Abkommens im Juni 97: die Festung 
Europa wird'äusgebapt, .. ' ' ' 
Dem muß Widerstand entgegengesetzt werden! , 
Letzte Freitagkundgebung vor dem Innehministerium. Das 


“ "Paket! 'muß,verhindert'werden! Für'Juni. ist eine Größde- 


mopstration geplant, ; ne toi 
19.00 Josefinengasge/Eck& 'Konrädgasse (1020): Ver- 

„anstaltyng Zu Flexibilisiefüng ist Lohnraub, ° 
\.20.00 Tüwi (1190, "Peter. Jordanstraße/Ecke, Dänen- 
straße): Konzert Dollstedk, Rapid, Dog. Hardcorg:dus 

Linz. ; Be Fe = 
‚919.00 ‚Frauenhetz '(1030, Hetzgässe 4271): Hse ‚Kilic: 
‘7 Texte und Textäusschnitte. Die Autorin liest’Ausschnitte 
aus ihren Büchern betreffs (eine) "Mutter häben" undfoder 
"Mufter sein". a a 4 . 


N 20.00 Schiöhof.(Dragonerstraße 22): local heroes Kon- 


zert mit Dirge, General Bomb Machirie und Guests. 


14.00 Stock im Eisen Platz’ (1010): Großer Grenz- 
schutztag des Straßentheaters gegen Fremdenangst 
und Unterdrückung (oder auch: Straßentheater gegen Xe- 
nophobie und Repressioh). Kommt als Grenzschützerin- 
nen, Polizistinneri, Soldatinnen, Uniformierte, NATO oder 
UNG-Personal; Integrationsbeauftragte, Rückführer, 
SchreibtischtäterInnen :oder‘ Soziälarbeiterlnnen.' Bringt 
Grenzschutzmiaterial mit,- rot-weiße' Absperrbänder, Fah: 
nen; Nachtsichfgeräte, Grenzschilder; Panzer, Hündestaf- 
feln,. Hubschräuber und dergleichen mehr. : 
Ns EXH'(10,, Wielandgässe 2-4): The Way (Otta- 
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kring), Dead Nittels (Simmering: Gründerzeitpunk aus 


Wien. Volles Krügerl Old School Punk gegen 
"Scheißkibärei", "Fascist Scums" und Wie- 
nerlied. 


20.00 Schlähof (Dragonerstraße 22): 
Tanz Projekt Wien, Kamma Musik tan- 


20.00 Kulturhaus Avalon: Kabarett 
Bolzano und Maleh. "Frauen jenseits 
des Nervenzusammenbruchs" 


20.00 EKH (1100, Wielandgasse 2-4): 
Hader spielt Hader. Das beste aus den 
letzten Jahrhunderten. 


Montag, 28.4. 


19.30 NIG (1090, HS 3): Podiumsdis- 

kussion zu "Gentechnik in der Medi- 
zin". Mit Klaus Rhomberg (Umweltmedizi- 
ner), Christian Skalnik (Medizinjournalist), 
Madeleine Petrovic (Grüne), Ulrich Körtner 
(Ethikkomission), Harald Wosihnoj (Gen- 
ethisches Netzwerk). Moderation: Doris Mül- 


&> 21.00 EKH (1100, Wielandgasse 2-4): 
Filmvorführung - "Das Gespenst" von 
Herbert Achternbusch (BRD 1982, sw). Eine 
lebensgroße Christusfigur steigt auf die Klage 
einer enttäuschten Oberin vom Kreuz und 
gerät alsbald mit der Polizei, einem Bischof 
und Münchener Passantinnen in Konflikt. Die 
Katholische Filmkommission für Deutsch- 
land beschreibt den Film so: "Ästhetisch und 
gedanklich radikale Tragikomödie, die allzu- 
sehr auf Geschmacklosigkeitagkund maßlose 
Provokationen des religiösä# £mpfindens 
vieler Menschen setzt." . 


Mittwoch 


30.4. 


20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4) Shing- 

A-Ling club sozialismo tropical 

20.00 Beisl KUKU (1060, Linke Wienzei- 

le 94): Ab jetzt jeden Mittwoch Techno 
Beisl. Chill, Zoff, Crasha. 


19.30 7Stern (1070, Siebensterngasse 31): 
| walpurgisnacht (nur für Frauen). Lesung 
von Frauentexten aus. dem Widerstand von 
Gabriele Schmoll (Schauspielerin), an- 
schließend Fest. Dj Ulli Fuchs "Frauen Stim- 


en" 
20.00 Tüwi (1190, Peter Jordan- 
straße/Ecke Dänenstraße): Fest der Basis- 
gruppe BOKU 


Purkersdorf 


x 15.00 bis 19.00 Hauptplatz Purkersdorf: 
Heeres-"Geräteschau". Neben einer 
Gulaschkanone werden einige Kriegsmate- 
rialien zu bewundern sein. Als Abschluß des 
"Mordsspektakels" ist die Angelobung von 
500 Jungmännern auf der Rumpoldwiese vor- 
gesehen (19.30). Die "Initiative für Gleichbe- 
rechtigung und Gewaltfreiheit" plant eine Zi- 
vil-Geräteschau. Alle interessierten Personen 
sollen Haushalts- und Gartengeräte aller Art 
(und alles, was sonst noch einfällt) mitneh- 
men. Gut wären auch selbstangefertigte Ta- 
ferln, auf denen der Gegenstand und der 
Zweck kurz beschrieben sind. 


20.00 Schl8hof (Dragonerstraße 22): Oto- 
mo Yoshihide, Bob Ostertag. 


Donnerstag, 1.5. 


10.00 Albertina: Demonstration 
Heraus zum 1. Mai! 
13.30 vorm 7Stern (1070, Sieben- 
sterngasse 31): Straßenfest mit Rein- 
hart Sellner, Kybele, All Arrabbiata, Legendä- 
res Stadtbahn Quartett, Original Stiefelbein 
Bluhsbänd u.v.m. 19.00 Versteigerung von 


Kunstwerken. 
20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4): Kon- 
zert: Präparation H (USA) 


21.00 Z6 Vakuum: Die Goldenen Zitro- 
nen 


Freitag, 2.5. 


20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4): No 
Comment, Tekkno/Electro Gemetzel 


Samstag, 3.5. 


20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4): Kon- 
tra (kro), Pzbuka (kro) 


Offenhausen & Wels 


Bundesweite Demonstration 
Weg mit dem Dichterstein! 
13.00 Treffpunkt: Wels, 
Alter Schlöhof (Drago- 
nerstr. 22) 

14.00 Offenhausen: 
Demo und Kundgebung 
gegen den "Dichterstein" 
18.00 Schlöhof Wels: 
VolXtehater Favoriten" 
und VolXküche 

19.30 Kaiser-Josephs-Platz, Wels: Demo ge- 
gen "Braune Flecken" und "Braune Stammti- 
sche" 5 
anschl: Fest "Gegen den völkischen Wahn!" 


Buskarten und Infos: 

Aus Linz, Innsbruck, Salzburg und Wien wer- 
den Busse organisiert! 

Linz: Tel. (0732)77 91 394 (Fr, 18.00-20.00) 
Wien: Tel. (0222)310 88 80-23 (Di u. Do, 
15.00-18.00) 

Passau: (0851)36 480 (Di, 18.00-20.00) 
Kontakt: 

Föderation autonomer Pr 
Antifa-Gruppen O.Ö., 

Kapuzinerstr. 36, 4020 

Linz; Tel: (0732)77 91 

394 (Mi + Fr 18.00- ar 
20.00 Uhr) 

Internet: 
http://www.giga.or.at/infoladen/texte/oh/ 


20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4): Ex 

Cathedra (scot), Machine Gun Ettiquette 
scot) 

19.30 Frauenhetz (1030, Hetzgasse 42/1): 

Regina Sperlich präsentiert ihre Diplomar- 
beit in Soziologie mit dem Thema "In den 
Höhen: Ein Engel und eine verwirrend 
schwirrende Frau". Eine qualitative Untersu- 
chung über Bilder von Ärztinnen zweier Fern- 
sehserien in Zeiten des ÄrztiInnenserien- 
booms der 90er Jahre. 


Dienstag 


6.5. 


18.30 Institut für Wissenschaft und 

Kunst (1090, Berggasse 17): Studien 
zur ArbeiterInnenbewegung - Schwerpunkt: 
Arbeit für Arbeit. Ulrike Legner, Renate Leh- 
ner, Roswitha Moser: Frauenarbeit 


Mittwoch, 7.5. 


20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4) Shing- 

A-Ling club sozialismo tropical 

20.00 Beisl KUKU (1060, Linke Wienzei- 

le 94): Ab jetzt jeden Mittwoch Techno 
Beisl. 


Donnerstag, 8.5. 


20.00 EKH (10., Wielandgasse 2-4) Kun- 
tabunt-Beisl von und mit den Kakalaken. 


(> 20.00 Z6 Vakuum: Antifa Filmabend, 
gratis 


8.-11. Mai 97 


Der 23. Kongreß von Frauen in Natur- 

wissenschaft und Technik findet zum 
Schwerpunktthema Arbeits(t)räume - Le- 
bensit)räume statt. 
Info + Anm: c/o AStA der Uni Hannover, 
Welfengarten 1, BRD-30167 Hannover; 
email: finut97@stud.uni-hannover.de; Tel. 
0049-511-726 58 05 (Mo 18-20, Di, Do 10- 
12); Fax: 717441 


Strassenthester gegen Fremdenangst und Unterdrückung 
Strassentheater gegen Xenophobie und Repression! 


Österreicherinnen und Österreicher! 
Europäerinnen und Europäer! 
Patriotinnen und Patrioten! 


AUF ZUR GROSSEN 
GRENZSCHUTZAKTION! 


Errichten wir überall Kontrollen! 
Machen wir das ganze Land 
zum Zollgrenzbezirk! 
Rigorose Aufenthaltsberechtigungs- 
überprüfungen! 

Scharfe Ausweiskontrollen äuch bei 
(Kriminal-?)Touristen und 
Einkaufssamstag-"Österreicherinnen”(?) 
CO2-Messgeräte für alle! Wer atmet wird 

abgeschoben! a 
Damit unterstützen wir Grundsätze 


Kommt alle! Schützt Österreich! 
Schützt die Grenzen Europas! 
Errichten wir den Schutzwall! 

Schliessen wir einen eisernen Vorhang! 


GROSSER GRENZSCHUTZTAG 
Sa, 26. April, 14 Uhr 
Stock im Eisen Platz 


Strassentheater gegen Fremdenangst und Unterdrückung 
Strassentheater gegen Xenophobie und Repression! 
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Das TATblsett ... 


... Ist eine seit 1988 existierende und 14-täglich erscheinen- 
de, selbstverwaltete Zeitschrift. “Alles über das Böse auf der 
Welt”, “Nachrichten aus dem Widerstand“ oder “die Zei- 


"Treffpunkt für österreichische und deutsche Neonazis" | weit‘, "nachri Wider tie 
R = = . un 'r terInnen”; unsere Arbeit gena lefinieren, 
(Mitteilungen des DOW, Mai 1995) Fans schier en Ser u 


Klar ist aber: “Objektivität” und “Ausgewogenheit” sind 
nicht unsere Sache! 

Das TATblatt soll die Wut, den Widerstand und vor allem 
die Erfolge der Menschen zum Inhalt haben, die keine 
“Beherrschten” sein wollen. 

Das TATblatt soll nicht “Zentralorgan” sein. Es ist Platz für 
Diskussionen und Erfahrungsberichte: Die Wege in eine 
Gesellschaft ohne Unterdrückung der Frauen, ohne Rassis- 
mus, ohne Hierarchie, Dogmatismus und Profitdenken sind 
13.00 Uhr, Treffpunkt in keiner Landkarte eingezeichnet, kein Führer kennt den 


Weg! 
Wels, Alter Schl8hof (Dragonerstr. 22) Das TATblatt darf nicht “fertig, und schon gar kein “Produkt” 
14.00 Uhr 5 Offenhausen: sein; sehr wohl aber ein in ständiger Entwicklung befindlicher 


Ausdruck der Suche nach einer anderen Gesellschaft. 
Welche sich von Rechtschreibfehlern, kontroversieller Dis- 


den "Dichterstein" in Offenhausen kussion und Chaos nicht abschrecken lassen, sind herzlichst 
eingeladen, mitzumachen... 
18.00 Uhr, Alter Schl8hof, Wels: 


"VolXtheater Favoriten" und VolXküche Verkaufsstellen 


19.30 Uhr, Kaiser-Josephs-Platz, Wels: 


Demonstration und Kundgebung gegen 


WIEN 1:+BH Internationales Buch (Trattnerhof 1)«BH Südwind 


Demonstration gegen "Braune Flecken" (Kleeblattgasse 4) »BH Winter (Landesgerichtsstraße 20) »Zei- 
" . " tungskiosk R. A. Keream (Kärntnertorpassage - beim U4-Ab- 
und "Braune Stammtische gang) «Zentralbuchhandlung (Schulerstraße 1) WIEN 3: »Are- 


na-Beisl (Baumgasse 80) WIEN 4: »Beisl TU-Club (Paniglgas- 
se/Ecke Argentinierstraße) WIEN 6: «Beisl KUKU (Linke Wien- 
zeile 98) «Platten RAVE UP (Hofmühlgasse 1)» WIEN 7: »Plat- 
ten V.E.B. Sacro (Neustiftgasse 68, im Hof) «Platten Why Not 


anschl.: Fest "Gegen den völkischen Wahn!" 


Infos und Bussse: 


Linz: (0732)77 91 394 (Fr, 18.00-20.00) ee Baramd a en er 

. . ® wennherz erggasse 8, ingan 'asagasse) » 
Wien: (0222)310 88 80-23 (Di u. Do, 15-18.00) Anarchistische Buchhancie (Hahngasse 15) Wien 10: «EKH 
Passau: (0851)36 480 (Di, 18.00-20.00) (Wielandgasse 2-4) « STOCKERAU: »Bäckerei W. Schwarz 


(Busse gibt’s aus Linz, Innsbruck, Salzburg, Wien und Wels.) (Heidstraße 11) GRAZ: «ÖH-GEWI, Zimmer 5 (Schubertstraße 


2 2-4) «Jugend. osiv (Schü 
Kontakt: Föderation autonomer Antifa-Gruppen 0.0. ah Be ed nsen in Wien 
A-4020 Linz, Kapuzinerstr. 36, Tel: (0732)77 91 394 (Mi u. Fr 18-20.00) 


Internet: http://www.giga.or.at/infoladen/texte/oh/ TA Tb l att-A bo 


einfach Erlagschein ausfüllen (Empfängerin: INFRASTRUK- 
TUR, P.5.K. 92.037.311) und Abo-Preis einzahlen: 


= [} 
Bauen wir eine False IsasBal DOnEEEE 


20-Nummern-Abo: 350,- Öschis 
Sta dt | 20-Nummern-FörderiInnen-Abo: 700,- 
= Preise außerhalb Österreichs: 
10-Nummern-Abo: 260,- Öschis 


Freitag, 25. April 1997 Impressum 
Michaelaplatz ab 1 6.30 Medieninhaberin, Herausgeberin: Unabhängige Initiative 


Informationsvielfalt, 1060 Wien, Gumpendorferstr. 157/11 


es emd’ gen 0. A z A Telefon: (0222) 5968078, Fax: (0222) 5968078-4 
der baut nach ih- = [a@o E-Mail: TATblatt@link-atu.comlink.apc.org, 
ren/seinen Vorstel- ii Pr TATblatt@blackbox.at 
lungen beriets vor | r 205 DVR Nr.: 0558371 
der Aktion Plane) A) Druck und Vertrieb: 
ihr/sein eigenes BET zn — ERS Verein „Infrastruktur”, 1060 Wien, Gumpendorferstr. 157/11 
R Schachtelhaus, das Konto: P.S.K. 92.037.311 
"Integrations"paket = Ausgrenzungspaket dann mit (hoffentlich vielen!) Druckerei-Öffnungszeiten: Mo-Do: 10-15 Uhr (ebd.) 
. - anderen Häusern zusammen am 
Freitag, 25. April einer Stadt 
9 P egtenian? = Redaktionelle Beiträge sind als solche gekennzeich- 
17.00 bıs 19.00 Uhı 5 net. Leserinnenbriefe und nicht als redaktionell be- 
Warum? Diese Aktion soll zeigen, zeichnete Beiträge geben nicht die Meinung der Re- 
Kundgebung gegen daß erst durch die Vorstellungen daktion, sondern die der Schreiberin oder des Schrei- 
vieler verschiedener Menschen bers wieder. 


Ausgrenzungspakete 
und Rassısmus kann. Unsere bunte Stadt soll ein aullafean ads zu laheeı MORE ESE worden Jedoch 


i ben-dige Stadt entstehen 
one D Die Redaktion behält sich vor, zugesandte Texte ab- 
Zeichen gegen das "Integrationspa- 


I ib 2 zen! gekennzeichnet. Kopien der vollständigen Texte kön- 
vor dem Innenminıs rum ket" set nen gegen Unkostenersatz (5 1,- pro Seite plus Porto) 
en 1, Herrengasse 7) h 4 Tee beim Verein „Infrastruktur” bestellt werden. Den Un- 
Komitee gegen Ausgrenzung kostenersatz lege bitte in kleinen - aber ungebrauch- 


ten - Briefmarken deiner Bestellung bei. 


Achtung Abonnentinnen! Die im Adreßpickerl unterhalb deines Namens in doppelter Klam- 
mer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TATblatts, das du als letztes im Rahmen deines 


Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig verlängerst!!! Bei Fehlern oder ; 
Unklarheiten bitte einfach bei uns anrufen oder uns schreiben! ä i 


Das TATblatt ist Mitglied der 
Vereinigung alternativer Zeitungen und Zeitschriften 


P.b.b., Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1060 


Das nächste 


erscheint am 
7. Mai 1997 


